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Gesetz 
über das Landesverwaltungsgericht 

(Landesverwaltungsgerichtsgesetz, LVwG-G) 

 
Der Landtag hat beschlossen: 

 
1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Einrichtung 

Für das Land Vorarlberg wird ein Landesver-
waltungsgericht eingerichtet. 
 

§ 2 
Aufgaben 

(1) Das Landesverwaltungsgericht erkennt über 
Beschwerden 
a) gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde, 
b) gegen die Ausübung unmittelbarer verwaltungs-

behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt und 
c) wegen Verletzung der Entscheidungspflicht 

durch eine Verwaltungsbehörde. 
(2) In Angelegenheiten des eigenen Wirkungs-

bereiches der Gemeinden erkennt das Landesver-
waltungsgericht nach Erschöpfung des administra-
tiven Instanzenzuges, soweit ein solcher nicht 
gesetzlich ausgeschlossen ist. 

(3) Eine Zuständigkeit nach Abs. 1 besteht nicht 
a) für Beschwerden, für die das Bundesverwal-

tungsgericht oder das Bundesfinanzgericht zu-
ständig ist, 

b) in Rechtssachen, die zur Zuständigkeit der 
ordentlichen Gerichte oder des Verfassungs-
gerichtshofes gehören. 
(4) Das Landesverwaltungsgericht ist weiters 

zuständig für 
a) Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines 

Verhaltens eines Auftraggebers in einem 
Vergabeverfahren, soweit dies im Vergabe-
nachprüfungsgesetz vorgesehen ist, 

b) Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines 
von einem Verhalten nach Abs. 1 lit. a ver-
schiedenen Verhaltens einer Verwaltungs-
behörde in Vollziehung der Gesetze, soweit 
dies gesetzlich vorgesehen ist. 
(5) Die Landesregierung kann gemäß Art. 133 

Abs. 8 B-VG Revision an den Verwaltungs-
gerichtshof erheben gegen: 
a) Entscheidungen des Landesverwaltungsgerich-

tes in Angelegenheiten, die in den eigenen 

Wirkungsbereich der Gemeinden oder sonstiger 
Selbstverwaltungskörper fallen und in der Ge-
setzgebung Landessache sind, 

b) Entscheidungen der Vollversammlung des Lan-
desverwaltungsgerichtes gemäß § 7 Abs. 2 lit. f. 

 
2. Abschnitt 
Organisation 

 
§ 3 

Zusammensetzung 

(1) Das Landesverwaltungsgericht besteht aus 
folgenden Richtern und Richterinnen: 
a) dem Präsidenten oder der Präsidentin,  
b) dem Vizepräsidenten oder der Vizepräsidentin 

und 
c) der erforderlichen Zahl von sonstigen Mitglie-

dern. 
(2) Die Mitglieder des Landesverwaltungsge-

richtes werden von der Landesregierung bestellt. 
Die Bestellung erfolgt unbefristet. 

(3) Zum Mitglied des Landesverwaltungs-
gerichtes kann bestellt werden, wer 
a) die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt 

und zur Ausübung des Amtes geeignet ist, 
b) das rechtswissenschaftliche Studium oder die 

rechts- und staatswissenschaftlichen Studien 
vollendet hat und 

c) über eine fünfjährige juristische Berufserfah-
rung verfügt. 
(4) Der Bestellung hat eine öffentliche Aus-

schreibung im Amtsblatt für das Land Vorarlberg 
und in den Tageszeitungen, deren Verlagsort in 
Vorarlberg liegt, vorauszugehen. Soweit es sich 
nicht um die Stelle des Präsidenten oder der Präsi-
dentin oder um die Stelle des Vizepräsidenten oder 
der Vizepräsidentin handelt, sind die Bewerbungen 
dem Landesverwaltungsgericht vorzulegen, das aus 
diesen innerhalb eines Monats der Landesregierung 
einen drei Personen umfassenden Vorschlag für die 
Bestellung zu unterbreiten hat. 
 

§ 4 
Unvereinbarkeit 

(1) Mitglieder der Bundesregierung, einer Lan-
desregierung, des Nationalrates, des Bundesrates, 
eines Landtages oder des Europäischen Parlaments 
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dürfen dem Landesverwaltungsgericht nicht ange-
hören; bei Mitgliedern des Nationalrates, des Bun-
desrates, eines Landtages oder des Europäischen 
Parlaments dauert die Unvereinbarkeit auch bei 
vorzeitigem Verzicht auf das Mandat bis zum 
Ablauf der Gesetzgebungs- und Funktionsperiode 
fort. Zum Präsidenten oder zur Präsidentin und  
zum Vizepräsidenten oder zur Vizepräsidentin des 
Landesverwaltungsgerichtes darf überdies nicht 
bestellt werden, wer eine dieser Funktionen in den 
letzten fünf Jahren ausgeübt hat. 

(2) Die Mitglieder des Landesverwaltungs-
gerichtes dürfen für die Dauer ihrer Funktion auch 
sonst keine Tätigkeit ausüben, die Zweifel an der 
unabhängigen Ausübung ihres Amtes hervorrufen 
könnte.  
 

§ 5 
Unabhängigkeit, 
Ende des Amtes 

(1) Die Mitglieder des Landesverwaltungsge-
richtes sind in Ausübung ihres richterlichen Amtes 
unabhängig und an keine Weisungen gebunden.  

(2) Das Amt eines Mitgliedes des Landesver-
waltungsgerichtes endet durch 
a) Ablauf jenes Monats, in dem das Mitglied das 

68. Lebensjahr vollendet; mit diesem Zeitpunkt 
tritt ein Mitglied nach § 17 Abs. 1 von Gesetzes 
wegen in den Ruhestand und endet das Dienst-
verhältnis eines Mitgliedes nach § 17 Abs. 2 
von Gesetzes wegen, 

b) Erklärung des Mitgliedes nach § 17 Abs. 1 nach 
Vollendung des 62. Lebensjahres; mit Wirk-
samkeit der Erklärung tritt das Mitglied in den 
Ruhestand; die §§ 23 Abs. 2 zweiter und dritter 
Satz sowie 147 des Landesbedienstetengesetzes 
1988 gelten sinngemäß, 

c) Erklärung des Mitgliedes, aus dem Dienstver-
hältnis zum Land auszutreten; § 26 des Landes-
bedienstetengesetzes 1988 gilt sinngemäß, 

d) Zuweisung des Mitgliedes durch die Landes-
regierung zu einer anderen Dienststelle des 
Landes über Ansuchen des Mitgliedes, 

e) Tod, 
f) Amtsverlust gemäß § 27 Abs. 1 des Strafgesetz-

buches, 
g) Enthebung vom Amt (Abs. 3). 

(3) Ein Mitglied darf nur durch Erkenntnis des 
Landesverwaltungsgerichtes seines Amtes entho-
ben werden. Eine solche Enthebung hat zu erfol-
gen, wenn 
a) das Mitglied die österreichische Staatsbürger-

schaft verliert, 
b) das Mitglied dauernd amtsunfähig ist oder 

infolge einer Krankheit, eines Unfalls oder 

einer Behinderung ein Jahr vom Amt abwesend 
und amtsunfähig ist; § 24 Abs. 2 des Landes-
bedienstetengesetzes 1988 gilt sinngemäß, 

c) ein Ausschließungsgrund nach § 4 Abs. 1 erster 
Satz eintritt oder das Mitglied trotz rechtskräf-
tiger Entscheidung über die Unvereinbarkeit 
eine Tätigkeit gemäß § 4 Abs. 2 nicht aufgibt, 

d) der Arbeitserfolg des Mitgliedes zweimal auf-
einander folgend in rechtskräftigen Dienst-
beurteilungen mit „nicht entsprechend“ beur-
teilt wurde, 

e) sich das Mitglied sonstige Verfehlungen von 
solcher Art oder Schwere zuschulden kommen 
ließ, dass die weitere Ausübung des Amtes den 
Interessen des Amtes abträglich wäre. 
(4) Die Enthebung eines Mitgliedes gemäß 

Abs. 3 lit. d und e hat die Auflösung des Dienst-
verhältnisses zum Land zur Folge. 

(5) Für das Verfahren der Amtsenthebung nach 
Abs. 3 lit. e gelten die §§ 107 bis 113, 118 und 119 
des Landesbedienstetengesetzes 1988 sinngemäß 
mit der Maßgabe, dass  
a) Ankläger oder Anklägerin die von der Landes-

regierung gemäß § 107 Abs. 1 des Landesbe-
dienstetengesetzes 1988 bestellte Person ist,  

b) Dienststrafkammer die Vollversammlung des 
Landesverwaltungsgerichtes ist und 

c) Vorsitzender oder Vorsitzende der Dienststraf-
kammer der Präsident oder die Präsidentin des 
Landesverwaltungsgerichtes ist.  
(6) Das Landesverwaltungsgericht hat ein Mit-

glied vorläufig von der Ausübung des Amtes zu 
entheben, wenn sich das Mitglied Verfehlungen 
von solcher Art oder Schwere zuschulden kommen 
ließ oder derartiger Verfehlungen verdächtig ist, 
dass die weitere Ausübung den Interessen des 
Amtes abträglich wäre. Die vorläufige Enthebung 
von der Ausübung des Amtes ist aufzuheben, wenn 
die Umstände, die sie veranlasst haben, weggefal-
len sind. Sie endet spätestens mit dem Amtsverlust 
nach § 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches oder mit 
dem Abschluss des Verfahrens der Amtsenthebung 
nach Abs. 3 lit. e. 

(7) Der Dienstbeurteilung unterliegen der Vize-
präsident oder die Vizepräsidentin und die sonsti-
gen Mitglieder. Sie ist vorzunehmen, wenn der 
Arbeitserfolg seit mindestens einem Jahr nicht 
mehr beurteilt worden ist und der Präsident oder 
die Präsidentin oder das betroffene Mitglied dies 
verlangt. Der § 17 Abs. 3, 5, 6 und 8 des Landes-
bedienstetengesetzes 1988 ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass  
a) der Präsident oder die Präsidentin die Dienst-

beurteilung auf der Grundlage der von ihm oder 
ihr zu verfassenden Dienstbeschreibung mit 
Bescheid festzusetzen hat, 
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b) die Dienstbeschreibung und die Dienstbeurtei-
lung anhand der Kriterien des § 54 Abs. 1 Z. 1 
bis 6 und 8 des Richter- und Staatsanwalt-
schaftsdienstgesetzes zu erfolgen haben,  

c) die Dienstbeurteilung auf „entsprechend“ oder, 
wenn das zur ordnungsgemäßen Versehung des 
Dienstes unerlässliche Mindestmaß an Leistung 
nicht erreicht wird, auf „nicht entsprechend“ zu 
lauten hat und 

d) rechtzeitig eingebrachte Beschwerden gegen 
die Dienstbeurteilung aufschiebende Wirkung 
haben. 

 
§ 6 

Leitung 

(1) Der Präsident oder die Präsidentin leitet das 
Landesverwaltungsgericht. Im Verhinderungsfall 
erfolgt die Vertretung durch den Vizepräsidenten 
oder die Vizepräsidentin. Ist auch diese Person 
verhindert, erfolgt die Vertretung durch das an 
Jahren älteste, anwesende Mitglied des Landes-
verwaltungsgerichtes. Dies gilt auch, wenn die 
Stelle des Präsidenten oder der Präsidentin oder die 
Stelle des Vizepräsidenten oder der Vizepräsiden-
tin unbesetzt ist. 

(2) Der Präsident oder die Präsidentin hat ins-
besondere  
a) den Dienstbetrieb nach den hiefür geltenden 

Vorschriften näher zu regeln; dazu zählt insbe-
sondere die Regelung des Postlaufs und der 
Aktenverwaltung (Kanzleiordnung) sowie der 
Dienstzeiten der Mitglieder des Landesverwal-
tungsgerichtes und der sonstigen Bediensteten, 

b) die Dienstaufsicht über die anderen Mitglieder 
des Landesverwaltungsgerichtes und über die 
sonstigen Bediensteten wahrzunehmen, 

c) sonstige Angelegenheiten des Dienstrechts zu 
besorgen, soweit sie ihm oder ihr nach diesem 
Gesetz zugewiesen sind. 
(3) Bei der Besorgung von Angelegenheiten 

des Dienstrechts in Einzelfällen ist der Präsident 
oder die Präsidentin an keine Weisungen gebun-
den. Er oder sie hat die Landesregierung auf Ver-
langen über alle Gegenstände der diesbezüglichen 
Geschäftsführung zu informieren. 

(4) Dem Präsidenten oder der Präsidentin ob-
liegt es, bei voller Wahrung der Unabhängigkeit 
der Mitglieder auf eine wirtschaftliche, sparsame 
und zweckmäßige Besorgung der Aufgaben des 
Landesverwaltungsgerichtes hinzuwirken. Dazu 
sind insbesondere auch die Auslastung und die 
Funktionstüchtigkeit des inneren Betriebes zu un-
tersuchen, Abweichungen vom Sollzustand festzu-
stellen und ihre Ursachen zu analysieren. 

(5) Dem Präsidenten oder der Präsidentin ob-
liegt es, bei voller Wahrung der Unabhängigkeit 
der Mitglieder auf eine möglichst einheitliche 
Rechtsprechung hinzuwirken. Er hat zu diesem 
Zweck insbesondere dafür zu sorgen, dass die 
Entscheidungen des Landesverwaltungsgerichtes 
auf übersichtliche Weise dokumentiert und bei 
grundsätzlicher Bedeutung veröffentlicht werden. 
 

§ 7 
Vollversammlung 

(1) Der Präsident oder die Präsidentin, der Vi-
zepräsident oder die Vizepräsidentin und die sons-
tigen Mitglieder des Landesverwaltungsgerichtes 
bilden die Vollversammlung.  

(2) Der Vollversammlung obliegen 
a) die Erlassung der Geschäftsverteilung (§ 11), 
b) die Erlassung der Geschäftsordnung (§ 15),  
c) die Beschlussfassung über den Tätigkeits-

bericht (§ 16), 
d) die Erstattung von Dreiervorschlägen zu Bewer-

bungen um die Stelle eines Mitgliedes, soweit 
es sich nicht um die Stelle des Präsidenten oder 
der Präsidentin oder die Stelle des Vizepräsiden-
ten oder der Vizepräsidentin handelt (§ 3 Abs. 4), 

e) die Beschlussfassung über die Amtsenthebung 
eines Mitgliedes und die vorläufige Enthebung 
von der Ausübung des Amtes (§ 5 Abs. 3 und 
6) sowie die Beschlussfassung über die Amts-
enthebung eines Laienrichters oder einer Laien-
richterin (§ 10 Abs. 5), 

f) die Entscheidung über Beschwerden gegen 
Bescheide des Präsidenten oder der Präsidentin 
als Dienstbehörde und 

g) die Abnahme einer einem Richter oder einer 
Richterin nach der Geschäftsverteilung zufal-
lenden Aufgabe (§ 12 Abs. 2). 
(3) Die Vollversammlung ist vom Präsidenten 

oder von der Präsidentin einzuberufen und zu 
leiten. Jedes Mitglied ist berechtigt, in der Vollver-
sammlung das Wort zu ergreifen und Anträge zu 
stellen. Für einen Beschluss sind die Anwesenheit 
von wenigstens der Hälfte der stimmberechtigten 
Mitglieder und die einfache Mehrheit der abgege-
benen Stimmen erforderlich; im Fall des Abs. 2 
lit. g ist die Anwesenheit von wenigstens einem 
Viertel der stimmberechtigten Mitglieder ausrei-
chend. Stimmenthaltung ist nicht zulässig. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präsiden-
ten oder der Präsidentin den Ausschlag. 

(4) Die Beratungen und Abstimmungen in der 
Vollversammlung sind nicht öffentlich. Über die 
Beratungen und Abstimmungen ist ein Protokoll zu 
führen. 
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§ 8 
Ausstattung 

(1) Die Landesregierung hat dem Landesver-
waltungsgericht das erforderliche Personal und die 
erforderlichen Sachmittel zur Verfügung zu stellen. 

(2) Der Präsident oder die Präsidentin des Lan-
desverwaltungsgerichtes gibt der Landesregierung 
auf Verlangen den voraussichtlichen Sachaufwand 
und die benötigte Anzahl von Mitgliedern und 
sonstigen Bediensteten für das folgende Jahr be-
kannt. 

(3) Vor Zuweisung von sonstigen Bediensteten 
an das Landesverwaltungsgericht oder von diesem 
weg zu einer anderen Dienststelle des Landes ist 
der Präsident oder die Präsidentin des Landesver-
waltungsgerichtes zu hören. 

(4) Die für das Land tätigen Amtssachverstän-
digen stehen dem Landesverwaltungsgericht zur 
Verfügung. 
 

3. Abschnitt 
Behandlung der Geschäftsfälle 

 
§ 9 

Einzelmitglied, Senat 

(1) Das Landesverwaltungsgericht entscheidet 
durch Einzelmitglied, sofern gesetzlich nicht eine 
Entscheidung durch Senat vorgesehen ist.  

(2) Ein Senat besteht aus drei Mitgliedern des 
Landesverwaltungsgerichtes, und zwar einer oder 
einem Vorsitzenden, einem Berichterstatter oder 
einer Berichterstatterin und einem weiteren Mit-
glied. Ist der oder die Vorsitzende gleichzeitig Be-
richterstatter oder Berichterstatterin, besteht der 
Senat aus dem oder der Vorsitzenden und zwei 
weiteren Mitgliedern. § 7 Abs. 2 lit. e und f bleibt 
unberührt. 

(3) Sofern gesetzlich die Beteiligung von fach-
kundigen Laienrichtern oder -richterinnen vorgese-
hen ist, besteht der Senat aus den Laienrichtern 
oder -richterinnen und ebenso vielen Mitgliedern 
des Landesverwaltungsgerichtes, mindestens je-
doch aus zwei Mitgliedern des Landesverwal-
tungsgerichtes. Der Vorsitz und die Berichterstat-
tung obliegen jedenfalls einem Mitglied des Lan-
desverwaltungsgerichtes. 
 

§ 10 
Laienbeteiligung 

(1) Zum fachkundigen Laienrichter oder zur 
fachkundigen Laienrichterin kann bestellt werden, 
wer  
a) die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt,  
b) zur Ausübung des Amtes persönlich geeignet ist,  
c) keine Tätigkeiten ausübt, die mit dem Amt als 

Laienrichter oder Laienrichterin unvereinbar 
sind, und  

d) allfällige sonstige gesetzlich festgelegte Voraus-
setzungen erfüllt. 
(2) Laienrichter und Laienrichterinnen sind von 

der Landesregierung jeweils auf die Dauer von 
sechs Jahren zu bestellen. Eine Wiederbestellung 
ist zulässig.  

(3) Für den Fall der Verhinderung ist für jeden 
Laienrichter oder jede Laienrichterin mindestens 
ein Ersatzrichter oder eine Ersatzrichterin zu be-
stellen. 

(4) Laienrichter und Laienrichterinnen sind in 
Ausübung ihres richterlichen Amtes unabhängig 
und an keine Weisungen gebunden.  

(5) Das Amt als Laienrichter oder Laienrichte-
rin endet durch  
a) Ablauf der Bestelldauer; wenn er oder sie aber 

an einer öffentlichen mündlichen Verhandlung 
an einem Verfahren teilgenommen hat, mit Be-
endigung dieses Verfahrens, 

b) Tod,  
c) Verzicht; dieser wird zwei Wochen nach der 

Erklärung gegenüber der Landesregierung und 
dem Landesverwaltungsgericht wirksam, wenn 
nicht ein späterer Zeitpunkt genannt wird; wenn 
der Laienrichter oder die Laienrichterin aber an 
einer öffentlichen mündlichen Verhandlung an 
einem Verfahren teilgenommen hat, mit Been-
digung dieses Verfahrens; oder  

d) Enthebung vom Amt (Abs. 6). 
In den Fällen der lit. b bis d ist für den Rest der 
Funktionsdauer ein neuer Laienrichter oder eine 
neue Laienrichterin zu bestellen. 

(6) Ein Laienrichter oder eine Laienrichterin 
darf nur durch Erkenntnis des Landesverwaltungs-
gerichtes des Amtes enthoben werden. Eine solche 
Enthebung hat zu erfolgen, wenn  
a) die Bestellungsvoraussetzungen nach Abs. 1 

wegfallen oder 
b) sich der Laienrichter oder die Laienrichterin 

Verfehlungen von solcher Art oder Schwere 
zuschulden kommen ließ, dass die weitere Aus-
übung des Amtes den Interessen des Amtes ab-
träglich wäre.  
(7) Niemand ist zur Annahme des Amtes als 

Laienrichter oder Laienrichterin verpflichtet. Für 
Zeitversäumnis gebührt eine Entschädigung, für 
Fahrtkosten ein Ersatz; die Höhe der Entschädi-
gung und des Ersatzes legt die Landesregierung 
durch Verordnung fest. 
 

§ 11 
Geschäftsverteilung 

(1) Vor Ablauf jedes Kalenderjahres hat die 
Vollversammlung für die Dauer des nächsten Ka-



6. Beilage im Jahre 2013 des XXIX. Vorarlberger Landtages 

 
5 

lenderjahres die Geschäftsverteilung zu beschlie-
ßen. 

(2) In der Geschäftsverteilung sind insbeson-
dere zu regeln: 
a) die Zahl der Senate und ihre Zusammenset-

zung, 
b) die Verteilung der Geschäfte auf die Senate und 

auf die Einzelmitglieder, 
c) die Heranziehung von Richtern und Richterin-

nen als Ersatz (§ 12 Abs. 2). 
(3) Jedes Mitglied des Landesverwaltungs-

gerichtes kann mehreren Senaten angehören.  
(4) Bei der Verteilung der Geschäfte ist auf eine 

möglichst gleichmäßige Auslastung aller Mitglie-
der des Landesverwaltungsgerichtes Bedacht zu 
nehmen.  

(5) Die Geschäftsverteilung kann durch die 
Vollversammlung während des Jahres geändert 
werden, wenn dies infolge der Zuweisung neuer 
Angelegenheiten, infolge von Veränderungen im 
Personalstand oder infolge der Überbelastung ein-
zelner Senate oder von Einzelmitgliedern erforder-
lich ist.  

(6) Die Geschäftsverteilung ist im Amtsblatt für 
das Land Vorarlberg kundzumachen. 
 

§ 12 
Geschäftszuweisung 

(1) Der Präsident oder die Präsidentin des Lan-
desverwaltungsgerichtes hat die anfallenden Rechts-
sachen jenen Senaten oder Einzelmitgliedern zu-
zuweisen, die nach der Geschäftsverteilung zustän-
dig sind. 

(2) Die einem Richter oder einer Richterin zu-
fallenden Aufgaben dürfen nur durch Verfügung 
der Vollversammlung abgenommen werden, wenn 
er oder sie verhindert ist oder sonst wegen des 
Umfangs der Aufgaben an deren Erledigung bin-
nen angemessener Frist gehindert ist. Der Präsident 
oder die Präsidentin hat die Vertretung des Richters 
oder der Richterin durch jene Person zu verfügen, 
die nach der Geschäftsverteilung dafür zuständig 
ist.  
 

§ 13 
Aufgaben im Senat 

(1) Der oder die Vorsitzende des Senates hat 
die mündlichen Verhandlungen anzuberaumen. Er 
oder sie hat die mündlichen Verhandlungen zu 
eröffnen, zu leiten und zu schließen, die Sitzungs-
polizei zu handhaben, die Entscheidungen des 
Senates zu verkünden und deren schriftliche Aus-
fertigungen zu unterfertigen. 

(2) Der Berichterstatter oder die Berichterstatte-
rin hat das Verfahren bis zur mündlichen Ver-

handlung zu führen, die dabei erforderlichen Ver-
fahrensanordnungen zu treffen, einen Erledigungs-
vorschlag für die Entscheidung zu erstatten und die 
Entscheidung auszuarbeiten. Weiters obliegen ihm 
oder ihr Entscheidungen über 
a) den Antrag auf Beigebung eines Verfahrens-

hilfeverteidigers, 
b) die Zuerkennung oder den Ausschluss der 

aufschiebenden Wirkung der Beschwerde, 
c) den Antrag auf Erlassung einer einstweiligen 

Verfügung, 
d) die Bestimmung der Zeugen- und Beteiligten-

gebühren sowie der Gebühren der nichtamt-
lichen Sachverständigen, Dolmetscher und Dol-
metscherinnen,  

e) die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung 
eines Wiedereinsetzungsantrages und 

f) einen Verfahrensschritt im Revisionsverfahren; 
davon ausgenommen sind zurückweisende Be-
schlüsse betreffend verspätete oder unzulässige 
Revisionen und Vorlageanträge sowie Ent-
scheidungen über Anträge auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens und auf Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand.  

 
§ 14 

Beratung und Abstimmung im Senat 

(1) Der Senat ist beschlussfähig, wenn alle ihm 
angehörenden Richter und Richterinnen anwesend 
sind. Für eine Entscheidung ist die einfache Mehr-
heit der Stimmen erforderlich. Stimmenthaltung ist 
nicht zulässig. Dies gilt auch, wenn ein Richter 
oder eine Richterin in einer Vorfrage überstimmt 
wurde. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
oder der Vorsitzenden den Ausschlag. 

(2) Der oder die Vorsitzende des Senates leitet 
die Beratung und Abstimmung. Der Berichterstat-
ter oder die Berichterstatterin gibt seine Stimme 
zuerst ab, der oder die Vorsitzende zuletzt, es sei 
denn, ihm oder ihr kommt zugleich die Bericht-
erstattung zu.  

(3) Wenn sich bei einer Abstimmung keine 
Mehrheit ergeben hat, ist der Antrag für eine neu-
erliche Abstimmung in mehrere Fragepunkte zu 
zerlegen. Über diese ist einzeln abzustimmen. 

(4) In Verwaltungsstrafsachen ist über die 
Frage des Verschuldens sowie über die Art und die 
Höhe der zu verhängenden Strafe gesondert abzu-
stimmen. Wenn dem oder der Beschuldigten meh-
rere strafbare Handlungen zur Last gelegt werden, 
so ist bei jeder einzelnen strafbaren Handlung über 
Schuld oder Nichtschuld gesondert abzustimmen. 

(5) Die Beratungen und Abstimmungen im Se-
nat sind nicht öffentlich. Über die Beratungen und 
Abstimmungen ist ein Protokoll zu führen, das von 
dem oder der Vorsitzenden und den übrigen Rich-
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tern oder Richterinnen des Senates zu unterfertigen 
ist.  
 

§ 15 
Geschäftsordnung 

(1) Die Vollversammlung hat eine Geschäfts-
ordnung zu beschließen. In der Geschäftsordnung 
ist die Führung der Geschäfte des Landesverwal-
tungsgerichtes näher zu regeln, wobei vor allem 
auf die Grundsätze der Gesetzmäßigkeit und eines 
fairen Verfahrens Bedacht zu nehmen ist.  

(2) Die Geschäftsordnung kann insbesondere 
Regelungen über die Einberufung und den Gang 
der Sitzungen der Vollversammlung und der Se-
nate, die Vorbereitung und Durchführung der 
mündlichen Verhandlungen, die Leitung der Ver-
handlung bei gemeinsamer Durchführung von 
Verhandlungen, die Schriftführung, die Ausarbei-
tung der Entscheidung, wenn der Berichterstatter 
oder die Berichterstatterin mit dem Erledigungs-
vorschlag nicht durchdringt, und die Vertretung der 
Senate vor den Höchstgerichten treffen. 

(3) Die Geschäftsordnung kann vorsehen, dass 
bestimmte Verfahren des Landesverwaltungsge-
richtes außerhalb seines Sitzes durchgeführt wer-
den können, wenn dies im Interesse der Wirtschaft-
lichkeit und Zweckmäßigkeit, insbesondere der 
Bürgernähe, gelegen ist. 

(4) Dienstrechtliche Regelungen können nicht 
Gegenstand der Geschäftsordnung sein. 

(5) Die Geschäftsordnung ist im Amtsblatt für 
das Land Vorarlberg kundzumachen. 
 

§ 16 
Tätigkeitsbericht 

Das Landesverwaltungsgericht hat jährlich 
einen Bericht über seine Tätigkeit und die hiebei 
gesammelten Erfahrungen zu verfassen. Es hat 
diesen Bericht innerhalb von vier Monaten nach 
Ablauf eines Kalenderjahres der Landesregierung 
zu übermitteln und zu veröffentlichen.  
 

4. Abschnitt 
Dienstrecht 

 
§ 17 

Allgemeines 

(1) Für Landesbeamte und Landesbeamtinnen 
einschließlich der Mitglieder nach § 15 Abs. 1 des 
Gesetzes über den Unabhängigen Verwaltungs-
senat, die zu Mitgliedern des Landesverwaltungs-
gerichtes bestellt werden, bleibt das bisherige 
Dienstverhältnis nach Maßgabe des § 18 aufrecht.  

(2) Durch die Bestellung von Personen, die 
nicht Landesbeamte oder Landesbeamtinnen sind, 

zu Mitgliedern des Landesverwaltungsgerichtes, 
wird nach Maßgabe des § 19 ein öffentlich-recht-
liches Dienstverhältnis dieser Personen zum Land 
begründet; für Mitglieder nach § 15 Abs. 2 des 
Gesetzes über den Unabhängigen Verwaltungs-
senat, die zu Mitgliedern des Landesverwaltungs-
gerichtes bestellt werden, bleibt ihr öffentlich-
rechtliches Dienstverhältnis nach Maßgabe des 
§ 19 aufrecht.  

(3) Bei der sinngemäßen Anwendung der in den 
§§ 18 und 19 verwiesenen dienstrechtlichen Be-
stimmungen ist insbesondere auf die Unabhängig-
keit der Mitglieder des Landesverwaltungsgerich-
tes Bedacht zu nehmen. 
 

§ 18 
Dienstverhältnis, auf das die Bestimmungen  

des Landesbedienstetengesetzes 1988 
anzuwenden sind 

(1) Auf das Dienstverhältnis von Mitgliedern 
nach § 17 Abs. 1 finden die für Landesbeamte und 
-beamtinnen geltenden Bestimmungen des Landes-
bedienstetengesetzes 1988 nach Maßgabe der Abs. 2 
bis 8 sinngemäß Anwendung. 

(2) Der Präsident oder die Präsidentin des Lan-
desverwaltungsgerichtes ist Dienstbehörde in den 
Angelegenheiten folgender Bestimmungen des Lan-
desbedienstetengesetzes 1988: 
§ 28 – soweit auf die §§ 22 Abs. 3 und 4 

(Amtsverschwiegenheit), 24 (Arbeits-
zeit), 25 (Höchstgrenzen der Arbeits-
zeit), 26 (Ruhepausen), 27 (Tägliche 
Ruhezeiten), 28 (Wochenruhezeit), 29 
(Nachtarbeit), 32 (Nebenbeschäftigung 
und Nebentätigkeit), § 53 (Herabsetzung 
der Wochenarbeitszeit (Teilzeitbeschäf-
tigung)) sowie § 54 (Vorzeitige Beendi-
gung der Herabsetzung der Wochen-
arbeitszeit, Änderung des Beschäfti-
gungsausmaßes) des Landesbedienste-
tengesetzes 2000 verwiesen wird –  

§ 32f – Ausnahmebestimmungen – 
§ 41 – soweit auf die §§ 41 (Sonderurlaub), 42 

(Dienstfreistellung für Kuraufenthalt), 
42a (Familienhospizkarenz), 42b (Früh-
karenz für Väter), 43 (Karenz für Müt-
ter), 44 (Karenz für Väter), 45 (Teilung 
der Karenz zwischen Mutter und Vater), 
46 (Karenz bei Verhinderung eines El-
ternteiles), 47 (Aufgeschobene Karenz), 
49 (Teilzeitbeschäftigung anstelle der 
Karenz), 51 (Dienstfreistellung von 
weiblichen Landesbediensteten) sowie 
52 (Beschäftigungsbeschränkungen) des 
Landesbedienstetengesetzes 2000 ver-
wiesen wird –  
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§ 44 – Erholungsurlaub –  
§ 46 – Dienstfreistellung bestimmter Organe –  
§ 47 – Alterskarenz –  
§ 49 – soweit auf § 77 (Reisegebühren) des 

Landesbedienstetengesetzes 2000 ver-
wiesen wird – 

§ 101 – soweit auf § 84 (Ausstellungen, Rügen) 
des Landesbedienstetengesetzes 2000 
verwiesen wird – 

§ 103 – Ordnungsstrafen, mit Ausnahme von 
Abs. 1 letzter Satz –.  

Bei der Vollziehung der Bestimmungen des § 32 
des Landesbedienstetengesetzes 2000 (Nebenbe-
schäftigung und Nebentätigkeit) sind die Bestim-
mungen über die Unvereinbarkeit (§ 4) mitanzu-
wenden. 

(3) Der § 19 des Landesbedienstetengesetzes 
1988 gilt sinngemäß mit der Maßgabe, dass die 
bestmöglichen Beförderungen vorzunehmen sind. 
Eine Beförderung ist nicht zulässig, solange eine 
Dienstbeurteilung auf „nicht entsprechend“ lautet. 

(4) Der § 28 des Landesbedienstetengesetzes 
1988 in Verbindung mit § 21 des Landesbe-
dienstetengesetzes 2000 gilt nur insoweit, als nicht 
der § 5 Abs. 1 für die Mitglieder des Landesver-
waltungsgerichtes die Weisungsfreiheit bestimmt. 

(5) Der § 46 des Landesbedienstetengesetzes 
1988 gilt nur soweit, als eine Dienstfreistellung 
unter Berücksichtigung der Regelung über die 
Unvereinbarkeit nach § 4 möglich ist. 

(6) Der § 59 Abs. 3 des Landesbediensteten-
gesetzes 1988 gilt sinngemäß mit der Maßgabe, 
dass die Vorrückung gehemmt wird, solange eine 
Dienstbeurteilung auf „nicht entsprechend“ lautet. 

(7) Die folgenden Bestimmungen des Landes-
bedienstetengesetzes 1988 sind nur soweit anzu-
wenden, als im § 5 auf sie verwiesen wird: 
§ 17 – Dienstbeurteilung – 
§ 23 – Übertritt in den Ruhestand – 
§ 24 – Versetzung in den Ruhestand – 
§§ 104 bis 119 – Ahndung von Pflichtverletzun-

gen –. 
(8) Die folgenden Bestimmungen des Landes-

bedienstetengesetzes 1988 gelten nicht: 
§ 7 – soweit auf die §§ 11 Abs. 3 (Verordnung 

über die dienstliche Ausbildung), 12 
(Mitarbeitergespräch), 16 (Enthebung 
vom Dienst, mit Ausnahme der Abs. 2 
und 3) des Landesbedienstetengesetzes 
2000 verwiesen wird – 

§ 8 – Besetzung von Stellen – 
§ 10 – Besondere Anstellungserfordernisse – 
§ 18 – Dienstbeurteilungskommission – 
§ 20 – Überstellung in andere Verwendungs-

gruppen oder Dienstzweige – 
§ 25 – Auflösung des Dienstverhältnisses, mit 

Ausnahme des Abs. 1 lit. a, d und g so-
wie der Abs. 2 und 3 – 

§ 27 – Ausscheidung – 
§ 28 – soweit auf die §§ 19 (Besondere Pflich-

ten für Vorgesetzte, mit Ausnahme des 
Abs. 1 zweiter bis siebter Satz und des 
Abs. 2) und 34 (Versetzung, Dienstzu-
teilung und Verwendungsänderung) des 
Landesbedienstetengesetzes 2000 ver-
wiesen wird –. 

 
§ 19 

Dienstverhältnis, auf das die Bestimmungen  
des Landesbedienstetengesetzes 2000 

anzuwenden sind 

(1) Auf das Dienstverhältnis von Mitgliedern 
des Landesverwaltungsgerichtes nach § 17 Abs. 2 
finden die für Landesbeamte geltenden Bestim-
mungen des Landesbedienstetengesetzes 2000 nach 
Maßgabe der Abs. 2 bis 8 sinngemäß sowie die 
Regelung des Abs. 9 Anwendung. 

(2) Der Präsident oder die Präsidentin des Lan-
desverwaltungsgerichtes ist Dienstbehörde in den 
Angelegenheiten der §§ 22 Abs. 3 und 4 (Amtsver-
schwiegenheit), 24 (Arbeitszeit), 25 (Höchstgren-
zen der Arbeitszeit), 26 (Ruhepausen), 27 (Tägli-
che Ruhezeiten), 28 (Wochenruhezeit), 29 (Nacht-
arbeit), 32 (Nebenbeschäftigung und Nebentätig-
keit), 40 (Erholungsurlaub), 41 (Sonderurlaub), 42 
(Dienstfreistellung für Kuraufenthalt), 42a (Fa-
milienhospizkarenz), 42b (Frühkarenz für Väter), 
43 (Karenz für Mütter), 44 (Karenz für Väter), 45 
(Teilung der Karenz zwischen Mutter und Vater), 
46 (Karenz bei Verhinderung eines Elternteiles), 47 
(Aufgeschobene Karenz), 49 (Teilzeitbeschäfti-
gung anstelle der Karenz), 50 (Dienstfreistellung 
bestimmter Organe), 51 (Dienstfreistellung von 
weiblichen Landesbediensteten), 52 (Beschäfti-
gungsbeschränkungen), 53 (Herabsetzung der Wo-
chenarbeitszeit (Teilzeitbeschäftigung)), 54 (Vor-
zeitige Beendigung der Herabsetzung der Wochen-
arbeitszeit, Änderung des Beschäftigungsausma-
ßes), 77 (Reisegebühren) sowie 84 (Ausstellungen, 
Rügen) des Landesbedienstetengesetzes 2000; wei-
ters in Angelegenheiten des § 102 des Landesbe-
dienstetengesetzes 2000, soweit auf § 103 des Lan-
desbedienstetengesetzes 1988 (Ordnungsstrafen), 
mit Ausnahme von Abs. 1 letzter Satz, verwiesen 
wird. Bei der Vollziehung der Bestimmungen des 
§ 32 des Landesbedienstetengesetzes 2000 (Neben-
beschäftigung und Nebentätigkeit) sind die Bestim-
mungen über die Unvereinbarkeit (§ 4) mitanzu-
wenden. 

(3) Der § 21 des Landesbedienstetengesetzes 
2000 gilt nur insoweit, als nicht der § 5 Abs. 1 für 
die Mitglieder des Landesverwaltungsgerichtes die 
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Weisungsfreiheit bestimmt. 
(4) Der § 50 des Landesbedienstetengeset-

zes 2000 gilt nur soweit, als eine Dienstfreistellung 
unter Berücksichtigung der Regelung über die 
Unvereinbarkeit nach § 4 möglich ist. 

(5) Die Stelle des Präsidenten oder der Präsi-
dentin ist in die Gehaltsklasse 27, die Stellen der 
anderen Mitglieder des Landesverwaltungsgerich-
tes sind in die Gehaltsklasse 23 nach § 64 Abs. 4 
des Landesbedienstetengesetzes 2000 einzureihen. 
Ist ein Mitglied des Landesverwaltungsgerichtes 
bei seiner Bestellung in eine Anlaufklasse einzu-
stufen, gilt § 66 Abs. 3 des Landesbedienstetenge-
setzes 2000 mit der Maßgabe, dass das Mitglied 
nach zwei Jahren in jene Gehaltsklasse einzustufen 
ist, in die seine Stelle eingereiht ist. Dies gilt nicht 
im Falle einer Dienstbeurteilung, die auf „nicht 
entsprechend“ lautet, oder einer sonstigen Hem-
mung im Sinne des § 65 Abs. 5 des Landesbe-
dienstetengesetzes 2000. 

(6) Der § 67 Abs. 2 lit. c des Landesbedienste-
tengesetzes 2000 gilt mit der Maßgabe, dass die 
Vorrückung gehemmt wird, solange eine Dienst-
beurteilung auf „nicht entsprechend“ lautet. 

(7) Für den Fall der Vertretung des Präsidenten 
oder der Präsidentin des Landesverwaltungsge-
richtes gilt der § 72 (Stellvertreterzulage) des Lan-
desbedienstetengesetzes 2000. 

(8) Die folgenden Bestimmungen des Landes-
bedienstetengesetzes 2000 gelten nicht: 
§ 8 – Aufnahme in das Dienstverhältnis, Be-

setzung von Stellen, mit Ausnahme des 
Abs. 1 – 

§ 9 – Allgemeine Anstellungserfordernisse – 
§ 11 – Dienstliche Aus- und Fortbildung, mit 

Ausnahme der Abs. 1, 2 und 4 – 
§ 12 – Mitarbeitergespräch – 
§ 13 – Verwendungsbeurteilung – 
§ 16 – Enthebung vom Dienst, mit Ausnahme 

der Abs. 2 und 3 – 
§ 19 – Besondere Pflichten für Vorgesetzte, mit 

Ausnahme des Abs. 1 zweiter bis siebter 
Satz und des Abs. 2 – 

§ 34 – Versetzung, Dienstzuteilung und Ver-
wendungsänderung – 

§ 68 – Aufstieg in höhere Gehaltsklassen, mit 
Ausnahme des Abs. 2 – 

§ 69 – Rückstufungen – 
§ 82 – Überprüfungskommission – 
§ 83 – Mitteilung von Pflichtverletzungen – 
§ 97 – soweit auf folgende Bestimmungen des 

Landesbedienstetengesetzes 1988 ver-
wiesen wird: § 23 (Übertritt in den Ru-
hestand), § 24 (Versetzung in den Ruhe-
stand), § 25 (Auflösung des Dienstver-

hältnisses, mit Ausnahme des Abs. 1 
lit. a, d und g sowie der Abs. 2 und 3), 
§ 47 (Alterskarenz), § 70 (Ruhebezugs-
beitrag), § 75 (Abfertigung des Ruhebe-
zuges), § 75a (Ruhebezüge und Versor-
gungsgenüsse), § 76 (Ruhebezug), § 76a 
(Abschläge), § 76b (Ruhebezugssiche-
rungsbeitrag), § 77 (Begünstigte Bemes-
sung des Ruhebezugs), § 78 (Ruhebe-
zugvordienstzeiten), § 79 (Ruhebezug-
zulage), § 81 (Ablösung des Ruhebezu-
ges), § 82 (Ruhebezugsvorschuss), § 82a 
(Anpassung des Ruhebezuges), § 82b 
(Verwendung personenbezogener Da-
ten), § 82c (Parallelrechnung), § 82d 
(Ruhebezugskonto), § 83 (Witwen- und 
Witwerversorgungsgenuss), § 84 (Be-
günstigte Bemessung des Witwen- und 
Witwerversorgungsgenusses), § 85 (Be-
schränkung des Anspruches auf Witwen- 
und Witwerversorgungsgenuss), § 85a 
(Ausmaß des Witwen- und Witwerver-
sorgungsgenusses), § 85b (Erhöhung des 
Witwen- und Witwerversorgungsgenus-
ses), § 85c (Verminderung des Witwen- 
und Witwerversorgungsgenusses), § 85d 
(Meldung des Einkommens), § 86 (Über-
gangsbeitrag), § 87 (Versorgungsgenuss 
des früheren Ehegatten), § 88 (Waisen-
versorgungsgenuss), § 89 (Versorgungs-
genusszulage), § 90 (Vorschuss für Hin-
terbliebene), § 92 (Abfertigung), § 93 
(Erlöschen des Anspruches auf Versor-
gung, Abfindung, Ablösung), § 94 (To-
desfallbeitrag), § 94a (Anpassung des 
Versorgungsgenusses), § 94b (Eingetra-
gene Partnerschaft), § 144 (Übergangs-
bestimmungen für die Anrechnung von 
Vordienstzeiten) und § 147 Abs. 1 bis 
10 (Übergangsbestimmungen zur Novel-
le LGBl. Nr. 23/2009) –. 

(9) Das Dienstverhältnis begründet keinen An-
spruch auf Ruhebezug und Versorgungsgenuss. Die 
§§ 95, 114 und 115 des Landesbedienstetengeset-
zes 2000 über die Abfertigung und den Todesfall-
beitrag gelten sinngemäß; eine Abfertigung bzw. 
ein Anspruch auf deren Auszahlung gebührt auch 
dann, wenn das Dienstverhältnis nach § 5 Abs. 2 
lit. a endet. Im Fall einer Amtsenthebung nach § 5 
Abs. 3 lit. d und e gebührt keine Abfertigung nach 
§ 114 des Landesbedienstetengesetzes 2000 und – 
abweichend vom § 14 Abs. 2 Z. 2 des Betrieblichen 
Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetzes – 
kein Anspruch auf Auszahlung der Abfertigung 
nach § 95 des Landesbedienstetengesetzes 2000.  
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§ 20 
Dienstverhältnis nach Beendigung der 

Mitgliedschaft 

(1) Bei Fortsetzung des Dienstverhältnisses 
zum Land nach Beendigung des Amtes eines Mit-
gliedes nach § 17 Abs. 1 finden die für Landes-
beamte und Landesbeamtinnen geltenden Bestim-
mungen des Landesbedienstetengesetzes 1988 An-
wendung. Sie sind auch hinsichtlich jener Sachver-
halte anzuwenden, welche zur Enthebung vom Amt 
nach § 5 Abs. 3 lit. b und c dieses Gesetzes geführt 
haben. 

(2) Bei Fortsetzung des Dienstverhältnisses 
zum Land nach Beendigung des Amtes eines Mit-
gliedes nach § 17 Abs. 2 wird das öffentlich-recht-
liche Dienstverhältnis in ein unbefristetes privat-
rechtliches Dienstverhältnis zum Land übergeleitet, 
auf das die Bestimmungen des Landesbedienste-
tengesetzes 2000 nach folgender Maßgabe Anwen-
dung finden: 
a) Die als Mitglied des Landesverwaltungsgerich-

tes und eine allenfalls zuvor als Mitglied des 
Unabhängigen Verwaltungssenates zurück-
gelegte Dienstzeit ist für Ansprüche, die sich 
nach der Dauer der Dienstzeit richten, so zu 
behandeln, als wäre sie im privatrechtlichen 
Dienstverhältnis zum Land zurückgelegt wor-
den. 

b) Die Bestimmungen des Landesbediensteten-
gesetzes 2000 sind auch hinsichtlich jener 
Sachverhalte anzuwenden, welche zur Enthe-
bung vom Amt nach § 5 Abs. 3 lit. b und c die-
ses Gesetzes geführt haben. 
(3) Im fortgesetzten Dienstverhältnis gilt eine 

Dienstbeurteilung nach § 5 Abs. 7 lit. c, die auf 
„entsprechend“ lautet, als Dienstbeurteilung, die 
auf „ausgezeichnet“ (§ 17 Abs. 7 lit. a des Landes-
bedienstetengesetzes 1988) bzw. Verwendungs-
beurteilung, die auf „Arbeitserfolg durch besondere 
Leistungen erheblich überschritten“ (§ 13 Abs. 1 
lit. a des Landesbedienstetengesetzes 2000) lautet; 
eine Dienstbeurteilung, die auf „nicht entspre-
chend“ lautet, gilt als Dienstbeurteilung, die auf 
„nicht genügend“ (§ 17 Abs. 7 lit. e des Landesbe-
dienstetengesetzes 1988) bzw. Verwendungsbeur-
teilung, die auf „Arbeitserfolg nicht aufgewiesen“ 
(§ 13 Abs. 1 lit. c des Landesbedienstetengesetzes 
2000) lautet. 
 

5. Abschnitt 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, 

Übergangsbestimmungen 
 

§ 21 

(1) Dieses Gesetz tritt – ausgenommen die Abs. 2 
bis 6 – am 1. Jänner 2014 in Kraft; gleichzeitig tritt 
das Gesetz über den Unabhängigen Verwaltungs-
senat außer Kraft. 

(2) Der Präsident oder die Präsidentin, der Vi-
zepräsident oder die Vizepräsidentin und die sons-
tigen Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungs-
senates haben ein Recht auf Bestellung zum Mit-
glied des Landesverwaltungsgerichtes in ihrer 
jeweiligen Funktion (§ 3 Abs. 1 lit. a bis c) im 
Ausmaß ihrer bisherigen Beschäftigung, wenn sie 
sich bis zum 15. August 2013 darum bewerben und 
die persönliche und fachliche Eignung für die 
Erfüllung der Aufgaben aufweisen, die mit der 
vorgesehenen Verwendung verbunden sind. Bei 
der Beurteilung der persönlichen und fachlichen 
Eignung ist insbesondere auch auf eine allfällige 
negative Dienstbeurteilung Bedacht zu nehmen. 

(3) Die Landesregierung hat über die Bewer-
bungen bis zum 30. September 2013 mit Bescheid 
zu entscheiden.  

(4) Für die Bestellung von weiteren Mitgliedern 
des Landesverwaltungsgerichtes vor dem 1. Jänner 
2014 gilt § 3 mit der Maßgabe, dass Dreiervorschlä-
ge der Vollversammlung nicht einzuholen sind. 

(5) Für ein Mitglied des Unabhängigen Verwal-
tungssenates, das sich nicht als Mitglied des Landes-
verwaltungsgerichtes bewirbt oder dessen Bewer-
bung keine Folge gegeben wird, gilt § 20 sinnge-
mäß; sein Amt endet spätestens mit 31. Dezember 
2013. 

(6) Der Präsident oder die Präsidentin des Lan-
desverwaltungsgerichtes darf bereits ab 1. Novem-
ber 2013 die Vollversammlung zu Sitzungen einbe-
rufen. In diesen Sitzungen dürfen die Geschäftsver-
teilung für das Jahr 2014 und die Geschäftsordnung 
beschlossen werden. 

(7) Bei der Anwendung der Bestimmungen 
über die Amtsenthebung und über die Dienstbeur-
teilung sind auch Sachverhalte zu berücksichtigen, 
die von Mitgliedern des Landesverwaltungsge-
richtes als Mitglieder des Unabhängigen Verwal-
tungssenates verwirklicht wurden. 
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Bericht 

 
I. Allgemeines: 
 

1. Ziel und wesentlicher Inhalt: 
 

Der vorliegende Entwurf dient der Umset-
zung zentraler Punkte der Verwaltungsge-
richtbarkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 
51/2012, auf Landesebene und hat im We-
sentlichen die Einrichtung und Organisation 
des Vorarlberger Landesverwaltungsgerich-
tes sowie das Dienstrecht seiner Mitglieder 
zum Inhalt. 

 
Aufgrund der Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Novelle 2012 werden mit 1. Jänner 2014 
österreichweit zwei Bundesverwaltungsge-
richte und neun Landesverwaltungsgerichte 
geschaffen. Damit wird der mit der Ein-
richtung der Unabhängigen Verwaltungs-
senate (UVS) eingeschlagene Weg, einen 
den Vorgaben der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) entsprechenden 
und unionsrechtkonformen Rechtsschutz zu 
gewährleisten, weitergeführt. Zudem wer-
den ca. 120 Sonderbehörden – vielfach aus 
dem Bundesbereich – aufgelöst. Beispiele 
sind etwa die Unabhängigen Verwaltungs-
senate (die durch die Landesverwaltungs-
gerichte abgelöst werden) oder die Landes-
agrarsenate aus dem Landesbereich sowie 
das Bundesvergabeamt oder der Unabhän-
gige Umweltsenat aus dem Bundesbereich. 
Aus föderalistischer Sicht ist bemerkens-
wert, dass dem Land damit erstmals ein An-
teil an der Gerichtsbarkeit zukommt. Dies 
soll auch in einer geplanten Novelle zur 
Landesverfassung berücksichtigt werden. 

 
Konkret enthält der Entwurf Regelungen 
über  
- die Einrichtung und Aufgaben des Lan-

desverwaltungsgerichtes (s. Punkt 1.1.); 
- die Zusammensetzung des Landesver-

waltungsgerichtes, die Qualifikation und 
Bestellung seiner Mitglieder sowie die 
Unvereinbarkeit ihrer Tätigkeit mit an-
deren Funktionen (s. Punkt 1.2.); 

- die unabhängige Stellung der Mitglieder 
des Landesverwaltungsgerichtes und das 
Ende ihres Amtes (s. Punkt 1.3.); 

- die Aufgaben des Präsidenten bzw. der 
Präsidentin und der Vollversammlung 
sowie die sachliche und personelle Aus-

stattung des Landesverwaltungsgerichtes 
(s. Punk 1.4.); 

- die Behandlung der Geschäftsfälle (s. 
Punkt 1.5.); 

- das Dienstrecht der Mitglieder des Lan-
desverwaltungsgerichtes (s. Punkt 1.6.); 

- die Bestellung der Mitglieder des Unab-
hängigen Verwaltungssenates zu Mit-
gliedern des Landesverwaltungsgerich-
tes; die Bestellung weiterer Mitglieder 
des Landesverwaltungsgerichtes und 
sonstiges Übergangsrecht (s. Punkt 1.7.). 

 
Das Landesverwaltungsgericht tritt an die 
Stelle des Unabhängigen Verwaltungssena-
tes, stellt im Unterschied zu diesem aber ein 
Gericht im Sinn des B-VG (und nicht nur 
im Sinne der Europäischen Menschen-
rechtskonvention – EMRK) dar. Der vorlie-
gende Entwurf baut daher auf dem derzeit 
geltenden Gesetz über den Unabhängigen 
Verwaltungssenat auf, entwickelt dieses 
aber – entsprechend der verfassungsrechtli-
chen Stellung des Landesverwaltungsge-
richtes und seiner Mitglieder (s. dazu im 
Folgenden Näheres) – inhaltlich weiter. 

 
1.1. Entsprechend Art. 129 Abs. 1 B-VG 
wird für das Land Vorarlberg ein Landes-
verwaltungsgericht eingerichtet. Das Lan-
desverwaltungsgericht ist im Wesentlichen 
als Beschwerdeinstanz für Angelegenheiten 
der Landes- und Bundesvollziehung zustän-
dig, soweit die Angelegenheiten der Bun-
desvollziehung nicht unmittelbar von Bun-
desbehörden besorgt werden. Es hat – mit 
Ausnahme jener Rechtsmittelangelegenhei-
ten, die dem Bundesverwaltungsgericht 
oder dem Bundesfinanzgericht zugewiesen 
sind bzw. in die Zuständigkeit der ordentli-
chen Gerichte oder des Verfassungsge-
richtshofes fallen – eine umfassende Zu-
ständigkeit als Beschwerdeinstanz gegen 
verwaltungsbehördliche Entscheidungen (Be-
scheide und faktische Amtshandlungen) 
sowie gegen die Säumnis von Verwaltungs-
behörden. Dies kommt im vorliegenden 
Entwurf in § 2 Abs. 1 und 3 zum Ausdruck, 
der aus Gründen der Übersichtlichkeit und 
Vollständigkeit die schon verfassungsrecht-
lich festgelegten Aufgaben entsprechend 
den Art. 130 Abs. 1 und 5 sowie Art. 131  
B-VG wiedergibt. 
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Darüber hinaus steht es im Ermessen des 
Landesgesetzgebers, die Zuständigkeit des 
Landesverwaltungsgerichtes auch für be-
stimmte andere Bereiche vorzusehen (vgl. 
Art. 130 Abs. 2 B-VG). Das Land wird von 
dieser Möglichkeit aller Voraussicht nach 
im Bereich der Vergabenachprüfung (s. § 2 
Abs. 4 lit. a) und u.U. auch in einzelnen 
sonstigen Fällen nicht typengebundenen 
Verwaltungshandelns (s. § 2 Abs. 4 lit. b), 
z.B. betreffend die Bekämpfung von Mit-
teilungen über Umweltinformationen, Ge-
brauch machen. Diesbezüglich ist auf die 
geplante Sammelnovelle (Landesverwal-
tungsgerichts-Anpassungsgesetz) hinzuwei-
sen, die die Anpassung von fast 90 Mate-
riengesetzen vorsehen wird.  

 
Die in Art. 130 Abs. 2 B-VG vorgesehene 
Möglichkeit, das Landesverwaltungsgericht 
auch für Beschwerden zur Entscheidung 
über Streitigkeiten in dienstrechtlichen An-
gelegenheiten der Landes- und Gemeinde-
angestellten zuständig zu machen, soll – je-
denfalls derzeit – nicht in Anspruch ge-
nommen werden. 

 
Die Entscheidung, ob – entsprechend dem 
von der Verfassung dem Gesetzgeber einge-
räumten Spielraum – der innergemeindliche 
Instanzenzug abgeschafft werden soll, wird 
nicht im vorliegenden Entwurf, sondern im 
– noch zu erlassenden – Landesverwal-
tungsgerichts-Anpassungsgesetz – Sammel-
novelle getroffen. 

 
Gegen die Entscheidungen des Landesver-
waltungsgerichtes soll die Landesregierung 
in zwei Fällen Amtsrevision nach Art. 133 
Abs. 8 B-VG an den Verwaltungsgerichts-
hof erheben können: 
- in Angelegenheiten, die in den eigenen 

Wirkungsbereich der Gemeinden oder 
sonstiger Selbstverwaltungskörper fallen 
und in denen die Gesetzgebung Landes-
sache ist (wie etwa in baurechtlichen 
Angelegenheiten) sowie 

- in dienstrechtlichen Angelegenheiten der 
Mitglieder des Landesverwaltungsge-
richtes, über die die Vollversammlung 
als Beschwerdeinstanz entschieden hat 
(wie etwa bei Dienstbeurteilungen). 

 
1.2. Das Landesverwaltungsgericht soll ent-
sprechend dem Entwurf (§ 3) aus dem Präsi-

denten oder der Präsidentin, dem Vizepräsi-
denten oder der Vizepräsidentin und der er-
forderlichen Anzahl an sonstigen Mitgliedern 
bestehen (vgl. dazu Art. 134 Abs. 1 B-VG), 
die allesamt Richter und Richterinnen sind 
und somit die richterlichen Garantien der 
Unabhängigkeit, Unversetzbarkeit und Un-
absetzbarkeit genießen. Voraussetzungen 
für die Bestellung zum Mitglied des Lan-
desverwaltungsgerichtes sind die österrei-
chische Staatsbürgerschaft, die Eignung 
zum Amt, die Vollendung des rechtswissen-
schaftlichen Studiums oder der rechts- und 
staatswissenschaftlichen Studien und eine 
fünfjährige juristische Berufserfahrung, die 
nach Studienabschluss erworben sein muss 
(vgl. dazu Art. 134 Abs. 2 B-VG). Die Stel-
len der Mitglieder des Landesverwaltungs-
gerichtes sollen im Sinne der Transparenz – 
wie bisher die Stellen der Mitglieder des 
Unabhängigen Verwaltungssenates – öffent-
lich ausgeschrieben werden. Die Mitglieder 
des Landesverwaltungsgerichtes werden 
von der Landesregierung bestellt, und zwar, 
soweit es sich nicht um die Stelle des Prä-
sidenten bzw. der Präsidentin oder die Stelle 
des Vizepräsidenten bzw. der Vizepräsiden-
tin handelt, nach Einholung eines Vorschla-
ges des Landesverwaltungsgerichtes (vgl. 
Art. 134 Abs. 2 B-VG). Zur Überleitung der 
bisherigen UVS-Mitglieder sowie zur Be-
stellung der Mitglieder zum 1. Jänner 2014 
siehe Punkt 1.7. 

 
Der vorliegende Entwurf (§ 4 Abs. 1) sieht 
weiters vor, dass zur Wahrung der Unab-
hängigkeit der Mitglieder des Landesver-
waltungsgerichtes bestimmte Funktionen 
(wie etwa als Mitglied der Landesregierung) 
mit dem Amt als Mitglied des Landesver-
waltungsgerichtes keinesfalls vereinbar sind 
(vgl. dazu Art. 134 Abs. 5 B-VG). Darüber 
hinaus sind all jene Tätigkeiten mit dem 
Amt als Mitglied des Landesverwaltungsge-
richtes unvereinbar, die Zweifel an der un-
abhängigen Ausübung des Amtes hervorru-
fen könnten (§ 4 Abs. 2). Dies schließt 
grundsätzlich auch Mischverwendungen 
von Bediensteten (etwa zu 50% als Mitglied 
des Landesverwaltungsgerichtes und zu 
50% im Amt der Landesregierung oder bei 
einer Bezirkshauptmannschaft) aus. 

 
1.3. Der Entwurf (§ 5) regelt weiters die un-
abhängige Stellung der Mitglieder des Lan-
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desverwaltungsgerichtes in Ausübung ihres 
richterlichen Amtes sowie das Ende des 
Amtes.  

 
Das Amt eines Mitgliedes des Landesver-
waltungsgerichtes soll nach dem Entwurf 
entweder auf Wunsch des Mitgliedes enden, 
und zwar mit Pensionsantritt, mit Austritt 
aus dem Dienstverhältnis zum Land oder 
mit Zuweisung des Mitgliedes durch die Lan-
desregierung zu einer anderen Dienststelle 
des Landes auf sein Ersuchen hin. Darüber 
hinaus ist ein Enden des Amtes nur mit Tod 
des Mitgliedes, mit dem Amtsverlust nach 
§ 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches (StGB) 
oder mit der Enthebung vom Amt durch die 
Vollversammlung des Landesverwaltungs-
gerichtes vorgesehen. Gegen den Willen 
eines Mitgliedes soll sein Amt also nur auf-
grund einer gerichtlichen Entscheidung en-
den (s. Art. 134 Abs. 7 B-VG i.V.m. Art. 88 
Abs. 2 B-VG). Damit wird den richterlichen 
Garantien der Unabsetzbarkeit und Unver-
setzbarkeit Rechnung getragen. 

 
Gründe für eine Amtsenthebung sind der 
Verlust der Bestellungsvoraussetzung der 
österreichischen Staatsbürgerschaft sowie 
der Verlust der Amtsfähigkeit; weiters der 
Eintritt der Unvereinbarkeit, zwei aufeinan-
derfolgende rechtskräftige negative Dienst-
beurteilungen und sonstige Verfehlungen 
von solcher Art und Schwere, dass die wei-
tere Ausübung des Amtes den Interessen 
des Amtes abträglich wäre.  

 
Bei der Amtsenthebung entscheidet das 
Landesverwaltungsgericht nicht als Rechts-
mittelbehörde, sondern in erster Instanz 
durch richterliches Erkenntnis (vgl. Art. 134 
Abs. 7 B-VG i. V.m. Art 88 Abs. 2 B-VG). 
Gegen ein solches Erkenntnis ist kein ordent-
liches Rechtsmittel zulässig; außerordentli-
che Rechtsmittel, wie etwa Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde 
an den Verfassungsgerichtshof stehen aber 
grundsätzlich offen. 

 
Von der Enthebung vom Amt ist die Auflö-
sung des Dienstverhältnisses zu unterschei-
den: Diese erfolgt bei Amtsenthebungen 
aufgrund von zwei aufeinander folgenden 
negativen Dienstbeurteilungen oder auf-
grund von Verfehlungen von solcher Art 
und Schwere, dass die weitere Ausübung 
den Interessen des Amtes abträglich wäre; 

weiters führt eine Verurteilung nach § 27 
Abs. 1 StGB zur Auflösung des Dienstver-
hältnisses. 

 
1.4. Nach dem Entwurf soll dem Präsiden-
ten oder der Präsidentin die Befugnis zu-
kommen, das Landesverwaltungsgericht zu 
leiten (§ 6). Ihm oder ihr sollen daher zen-
trale Aufgaben der Justizverwaltung bzw. 
als Dienstbehörde obliegen (s. dazu auch die 
§§ 18 Abs. 2 und 19 Abs. 2). Ebenso kommt 
ihm bzw. ihr die Aufgabe zu, bei voller 
Wahrung der Unabhängigkeit der Mitglie-
der auf eine möglichst einheitliche Recht-
sprechung hinzuwirken. Die Aufgaben und 
Befugnisse sind klar von jenen der Vollver-
sammlung und der Landesregierung abge-
grenzt. 
 
Die Aufgaben der Vollversammlung des 
Landesverwaltungsgerichtes (§ 7) sind recht 
weitgehend vom B-VG vorgegeben, auch 
weil von der Möglichkeit, einen Personal- 
und Geschäftsverteilungsausschuss vorzu-
sehen, im Sinne der Einbindung aller Mit-
glieder nicht Gebrauch gemacht werden 
soll. Somit obliegt es der Vollversammlung, 
eine Geschäftsverteilung und eine Geschäfts-
ordnung zu erlassen (vgl. Art. 135 Abs. 2 
und 136 Abs. 5 B-VG bzw. die §§ 11 Abs. 1 
und 15 Abs. 1), Dreiervorschläge zu Bewer-
bungen zu erstatten, soweit es sich nicht um 
die Stelle des Präsidenten bzw. der Präsi-
dentin oder die Stelle des Vizepräsidenten 
bzw. der Vizepräsidentin handelt (vgl. 
Art. 134 Abs. 2 B-VG bzw. § 3 Abs. 4) und 
die Abnahme von auf einen Richter oder 
eine Richterin nach der Geschäftsverteilung 
zukommenden Aufgaben zu verfügen (vgl. 
Art. 135 Abs. 3 B-VG bzw. § 12 Abs. 2).  

 
Nach dem vorliegenden Entwurf soll die 
Vollversammlung zudem als Senat im Sinne 
des B-VG tätig werden; etwa bei der Amts-
enthebung von Mitgliedern des Landesver-
waltungsgerichtes, der vorläufigen Enthe-
bung von der Ausübung des Amtes, der 
Amtsenthebung von Laienrichtern und -
richterinnen oder bei der Entscheidung über 
Beschwerden gegen Bescheide des Präsi-
denten oder der Präsidentin als Dienstbe-
hörde. Im Übrigen soll es ihre Aufgabe sein, 
den Tätigkeitsbericht zu beschließen. 

 
Dem Landesverwaltungsgericht sind das er-
forderliche Personal und die erforderlichen 
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Sachmittel zur Verfügung zu stellen (§ 8). 
Das erforderliche Personal des Landesver-
waltungsgerichtes besteht aus den Mitglie-
dern (s. dazu auch § 3 Abs. 1) und den 
sonstigen Bediensteten (etwa im Sekreta-
riatsbereich oder als juristischer Mitarbeiter 
bzw. als juristische Mitarbeiterin). Im Übri-
gen wird klargestellt, dass sich das Landes-
verwaltungsgericht im Sinne der Verfah-
rensökonomie und Bürgerfreundlichkeit der 
Amtssachverständigen des Landes bedienen 
kann. 

 
1.5. Der § 9 normiert den Grundsatz der Ein-
zelrichterzuständigkeit (vgl. auch Art. 135 
Abs. 1 B-VG) sowie Vorgaben zur Bildung 
von Senaten einschließlich der Mitwirkung 
fachkundiger Laienrichter und -richterinnen 
(sofern Senatszuständigkeiten oder die Mit-
wirkung fachkundiger Laienrichter und -rich-
terinnen in anderen Gesetzen vorgesehen 
sind). 
 
§ 10 regelt die Bestellung, Abberufung und 
Entschädigung fachkundiger Laienrichter 
und -richterinnen. 

 
Weiters werden der Grundsatz der festen 
Geschäftsverteilung, einschließlich des Ver-
fahrens der Erlassung der Geschäftsvertei-
lung und die Geschäftszuweisung – auf Ba-
sis der Geschäftsverteilung – näher geregelt 
(§§ 11 und 12). Zur Abnahme von auf einen 
Richter oder eine Richterin nach der Ge-
schäftsverteilung zukommenden Aufgaben 
s. die Ausführungen unter Punkt 1.4.. 
 
Der äußere Ablauf des Verfahrens vor dem 
Landesverwaltungsgericht hat sich nach den 
verfahrensrechtlichen Bestimmungen des Ver-
waltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG) 
zu richten. Innerhalb dieses Rahmens sind 
für die Verfahren vor den Senaten ergän-
zende organisatorische Regelungen erfor-
derlich, die insbesondere die Aufgaben des 
bzw. der Vorsitzenden und des Berichter-
statters bzw. der Berichterstatterin sowie 
den Vorgang der Beratung und Abstim-
mung näher regeln (§§ 13 bis 15). 
 
Dementsprechend werden die Vertretung 
des Senats nach außen (§ 13) sowie die 
Grundsätze der Beratung und Abstimmung 
im Senat (§ 14) näher geregelt. 
 
Weiters enthält der Entwurf Regelungen 

über die Inhalte der Geschäftsordnung des 
Landesverwaltungsgerichtes (§ 15) sowie 
über den Tätigkeitsbericht (§ 16). 

 
1.6. Dienstrechtlich gesehen soll es – wie 
bisher schon beim UVS – zwei Kategorien 
von Mitgliedern des Landesverwaltungsge-
richtes geben (§ 17):  
- Beamte, für die grundsätzlich die für 

Landesbeamte und -beamtinnen gelten-
den Bestimmungen des Landesbediens-
tetengesetzes 1988 (inklusive der Rege-
lungen über Ruhebezüge und Versor-
gungsgenüsse) gelten (§ 17 Abs. 1) und  

- öffentlich-rechtliche Bedienstete, für die 
grundsätzlich die für Landesbeamte und 
-beamtinnen geltenden dienstrechtlichen 
Bestimmungen des Landesbediensteten-
gesetzes 2000 gelten, die jedoch keinen 
Anspruch auf Ruhebezug und Versor-
gungsgenuss nach Landesrecht haben, 
weil ihr Dienstverhältnis mit Pensions-
antritt endet (§ 17 Abs. 2). Diese Mit-
glieder sollen allerdings einen Anspruch 
auf Abfertigung haben (§ 19 Abs. 9). 

 
Zur Wahrung der Unabhängigkeit der Mit-
glieder des Landesverwaltungsgerichtes soll 
im Hinblick auf zahlreiche dienstrechtliche 
Belange (weitergehend als bisher für die 
UVS-Mitglieder) der Präsident oder die Prä-
sidentin des Landesverwaltungsgerichtes 
anstelle der Landesregierung Dienstbehörde 
sein (§§ 18 und 19 Abs. 2). Die in den §§ 18 
Abs. 3 und 19 Abs. 6 normierte Garantie der 
Bestlaufbahn, die nur im Fall einer rechts-
kräftigen negativen Dienstbeurteilung nicht 
bestehen soll, dient ebenfalls der Unabhän-
gigkeit; weiters soll die Einreihung der Stel-
len – wie bisher die Einreihung der Stellen 
der UVS-Mitglieder – gesetzlich vorgege-
ben sein und der Landesregierung kein dies-
bezüglicher Spielraum eingeräumt werden 
(§ 19 Abs. 5). Im Übrigen sollen für die 
Mitglieder des Landesverwaltungsgerichtes 
einige Bestimmungen des Landesbedienste-
tengesetzes 1988 bzw. des Landesbedienste-
tengesetzes 2000 nicht gelten, die in einem 
Spannungsverhältnis zur richterlichen Un-
abhängigkeit, Unversetzbarkeit und Unab-
setzbarkeit stehen würden (§§ 18 Abs. 8 und 
19 Abs. 8).  

 
In bestimmten Fällen der Amtsenthebung 
(Verlust der Staatbürgerschaft, Amtsun-
fähigkeit und Unvereinbarkeit) bleibt das 
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Dienstverhältnis des (ehemaligen) Mitglie-
des des Landesverwaltungsgerichtes zum 
Land aufrecht und ist bei einer anderen 
Dienststelle des Landes fortzusetzen (§ 20 
Abs. 1 und 2). Bei Mitgliedern nach § 17 
Abs. 1 kommen die für Landesbeamte gel-
tenden Bestimmungen des Landesbediens-
tetengesetzes 1988 uneingeschränkt zur An-
wendung. Das Dienstverhältnis eines Mit-
gliedes nach § 17 Abs. 2 wird dagegen von 
einem öffentlich-rechtlichen in ein privat-
rechtliches Dienstverhältnis übergeleitet. 
Die den Amtsenthebungsgründen zugrunde 
liegenden Sachverhalte können auch im fort-
gesetzten Dienstverhältnis Folgen haben. 

 
1.7. Im Übrigen wird die Bestellung der 
Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungs-
senates zu Mitgliedern des Landesverwal-
tungsgerichtes näher geregelt. Das grund-
sätzliche Recht aller Mitglieder des Unab-
hängigen Verwaltungssenates (inkl. Präsi-
denten oder Präsidentin und Vizepräsiden-
ten oder Vizepräsidentin) auf Bestellung zu 
Mitgliedern des Landesverwaltungsgerich-
tes ergibt sich aus Art. 151 Abs. 51 Z. 5 
i.V.m. Z. 2 bis 4 B-VG.  Dagegen liegt es 
im Ermessen des Landesgesetzgebers, dem 
Präsidenten oder der Präsidentin bzw. dem 
Vizepräsidenten oder der Vizepräsidentin 
des Unabhängigen Verwaltungssenates das 
Recht einzuräumen, zum Präsidenten oder 
zur Präsidentin bzw. zum Vizepräsidenten 
oder zur Vizepräsidentin des Landesver-
waltungsgerichtes bestellt zu werden. Es 
wird vorgeschlagen, von diesem Ermessen 
Gebrauch zu machen. 

 
Weiters wird die Bestellung zusätzlicher 
Mitglieder bereits vor dem 1. Jänner 2014 
geregelt. Im Hinblick auf diese Mitglieder 
besteht entsprechend Art. 151 Abs. 51 Z. 5 
i.V.m. Z. 1 B-VG kein Vorschlagsrecht der 
Vollversammlung. Sie sollten vor dem 
1. November 2013 bestellt werden, um 
einen geordneten Betrieb des Landesver-
waltungsgerichtes zu ermöglichen; die 
Vollversammlung, der auch diese Mitglie-
der angehören, muss vor dem 1. Jänner 
2014 die Geschäftsverteilung für das Jahr 
2014 und die Geschäftsordnung beschlie-
ßen.  
 
1.8. Von der nach Art. 135a B-VG beste-
henden Möglichkeit der Übertragung ein-
zelner Arten von Geschäften an besonders 

ausgebildete nichtrichterliche Bedienstete 
(Rechtspfleger) soll im vorliegenden Ent-
wurf kein Gebrauch gemacht werden, da da-
für keine Notwendigkeit gesehen wird. 

 
2. Kompetenzen: 

 
Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers 
zur Regelung der Organisation des Landes-
verwaltungsgerichtes ergibt sich aus Art. 15 
i.V.m. Art. 136 Abs. 1 B-VG und Art. 151 
Abs. 51 Z. 1 und 5 B-VG, die Zuständigkeit 
zur Reglung des Dienstrechts der Mitglieder 
des Landesverwaltungsgerichtes aus Art. 21 
Abs. 1 B-VG. 

 
3. Kosten: 

 
Dem Landesverwaltungsgericht kommen im 
Wesentlichen folgende Zuständigkeiten zu, 
die über die bisherigen Zuständigkeiten des 
Unabhängigen Verwaltungssenates hinaus-
gehen: 
a) Angelegenheiten, in denen bisher ein 

Rechtsbehelf gar nicht vorgesehen ist, 
weil die Landesregierung, der Landes-
hauptmann, ein Bundesminister in mit-
telbarer Bundesverwaltung oder die Be-
zirkshauptmannschaft als Aufsichtsbe-
hörde in erster und letzter Instanz zu-
ständig war: Solche Zuständigkeiten der 
Landesregierung bestehen etwa im 
Bereich des Landesbedienstetenrechts, 
des Staatsbürgerschafts- oder des 
Raumplanungsgesetzes.  

b) Angelegenheiten, in denen bisher in 
zweiter Instanz eine Bundesbehörde zu-
ständig ist: Solche Zuständigkeiten be-
stehen etwa im Bereich des Niederlas-
sungs- und Aufenthaltsgesetzes, des 
Waffengesetzes, des Passgesetzes oder 
des Wasserrechtsgesetzes. 

c) Angelegenheiten, in denen bisher eine 
Landesbehörde in zweiter Instanz zu-
ständig ist. Solche Zuständigkeiten be-
stehen etwa im Bereich des Namens-
änderungsgesetzes, des Gelegenheits-
verkehrsgesetzes, des Landwirtschaft-
lichen Schulgesetzes, des Abgabenge-
setzes, des Mindestsicherungsgesetzes, 
der Gewerbeordnung, des Wasserrechts-
gesetzes, des Flurverfassungsgesetzes 
oder des Güter- und Seilwegegesetzes.  

d) Angelegenheiten des übertragenen Wir-
kungsbereiches einer Gemeinde, für die 
bisher in zweiter Instanz die Landesre-
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gierung oder der Landeshauptmann zu-
ständig ist: Solche Zuständigkeiten be-
stehen etwa im Bereich der Straßenver-
kehrsordnung oder des Schulerhaltungs-
gesetzes. 

e) Angelegenheiten, in denen bisher die 
Bezirkshauptmannschaft, die Landesre-
gierung oder der Landeshauptmann als 
Gemeindeaufsichtsbehörde zuständig ist 
(Vorstellungen): Solche Zuständigkeiten 
bestehen etwa im Bereich des Abgaben- 
oder des Baugesetzes.  

f)  Landesgesetzlich vorgesehene Entschä-
digungen, für deren Festlegung bisher 
aufgrund sukzessiver Zuständigkeit die 
ordentlichen Gerichte zuständig sind: 
Solche Zuständigkeiten bestehen etwa 
im Bereich des Straßen- oder des Raum-
planungsgesetzes. 

g) Angelegenheiten der beruflichen Selbst-
verwaltung, in denen bisher in zweiter 
Instanz eine weisungsfreie Kommission 
zuständig ist.  

h) Abwicklung des Vorverfahrens in Fällen 
der ordentlichen Revision an den Ver-
waltungsgerichtshof. 

 
Unter Zugrundelegung der Fallzahlen der 
letzten drei Jahre und des von den Landes-
behörden geschätzten durchschnittlichen 
Aufwandes pro Fall ist davon auszugehen, 
dass das Landesverwaltungsgericht über die 
Zahl der bisherigen UVS-Mitglieder hin-
ausgehend ca. drei zusätzliche Mitglieder 
benötigen wird. Nicht bekannt ist allerdings 
die Zahl der Fälle, in denen bislang ein 
Bundesminister in mittelbarer Bundesver-
waltung in erster und letzter Instanz zustän-
dig ist, sowie die Zahl der Fälle der berufli-
chen Selbstverwaltung, in denen bisher in 
zweiter Instanz eine weisungsfreie Kom-
mission zuständig ist. Ebensowenig kann 
der Aufwand abgeschätzt werden, der mit 
der Abwicklung des Vorverfahrens in Fäl-
len der ordentlichen Revision an den Ver-
waltungsgerichtshof verbunden ist. Der dar-
aus resultierende Personalaufwand ist daher 
nicht berücksichtigt.  

 
Bei drei zusätzlichen Mitgliedern wird im 
Sekretariatsbereich ungefähr ein zusätzli-
cher Dienstposten notwendig werden. (Bis-
lang werden die zwölf Mitglieder [10,6 
VZÄ] des Unabhängigen Verwaltungsse-
nates, zwei juristische Mitarbeiter und eine 
Praktikantin von drei Sekretärinnen [2,8 

VZÄ] und einem Lehrling unterstützt. Es 
wird nicht davon ausgegangen, dass zusätz-
liche juristische Mitarbeiter bzw. Mitarbei-
terinnen notwendig sein werden.  

 
Daher ist davon auszugehen, dass insgesamt 
jedenfalls Kosten in der Höhe von 460.464 
Euro/Jahr entstehen werden.  

 
Gesamtkosten/pro-
duktiver Stunde 

Gehalts-
klasse 
23/4 

Gesamt-
kosten/Jahr 

(x 1344) 

Personalkosten 74,81 100.544,64 

Verwaltungssach-
aufwendungen 11,22 15.079,68 

Verwaltungs-
gemeinkosten 14,96 20.106,24 

   

Vollzugskosten 100,91 135.370,56 

Vollzugskosten 
gerundet 100,90 135.371,-- 

 
135.371 Euro x 3 = 406.113 Euro. 

 
Gesamtkosten/pro-
duktiver Stunde 

Gehalts-
klasse 8/3 

Gesamt-
kosten/Jahr 

(x 1344) 

Personalkosten 29,96 40.266,24 

Verwaltungssach-
aufwendungen 4,49 6.034,56 

Verwaltungs-
gemeinkosten 5,99 8.050,56 

   

Vollzugskosten 40,44 54.351,36 

Vollzugskosten 
gerundet 40,40 54.351,-- 

 
406.113 Euro + 54.351 Euro = 460.464 
Euro. 

 
In diesen Gesamtkosten sind unter dem Punkt 
Verwaltungssachaufwand auch Raumkosten 
enthalten. Aufgrund der geringen Raumka-
pazität des Gebäudes, in dem der Unabhän-
gige Verwaltungssenat derzeit untergebracht 
ist, wurde noch vor der Beschlussfassung 
der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 
2012 der Umzug des Unabhängigen Verwal-
tungssenates in ein Gebäude beschlossen, 
das ausreichend Raumkapazität – auch für 
weitere Mitglieder – bietet. Die bauliche 
Adaptierung dieses Gebäudes ist derzeit im 
Gange. Es ist daher nicht notwendig, für das 
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Landesverwaltungsgericht eine neue Gebäu-
deinfrastruktur zu schaffen. 

 
Den Kosten in der Höhe von 460.464 Euro/ 
Jahr stehen Einsparungen durch den Entfall 
der Berufungsinstanzen (im Amt der Lan-
desregierung, den Bundesministerien,  der 
Landespolizeidirektion etc.), sowie der Vor-
stellungsinstanzen (bei den Bezirkshaupt-
mannschaften und im Amt der Landesregie-
rung) gegenüber. Dazu ist allerdings festzu-
halten, dass der Unabhängige Verwaltungs-
senat Vorarlberg bereits derzeit über den 
Großteil der Rechtsmittel gegen verwaltungs-
behördliche Bescheide im Bereich der Lan-
desverwaltung entscheidet. Eine Beziffe-
rung dieser Einsparungen gestaltet sich auch 
insofern schwierig, als die Zuständigkeit zur 
Abwicklung der Berufungsverfahren aus 
dem Bereich der Landesverwaltung und der 
mittelbaren Bundesverwaltung, die noch 
nicht in die Zuständigkeit des Unabhängi-
gen Verwaltungssenates fallen, derzeit zehn 
Abteilungen im Amt der Landesregierung, 
vier Bezirkshauptmannschaften und dem 
Landesagrarsenat zukommt. Die Verfahren 
werden von mehr als 20 Landesbediensteten 
neben ihren sonstigen Aufgaben abgewickelt. 
Aufgrund dieser Aufsplitterung ist ungewiss, 
ob tatsächlich Stellen eingespart werden 
können. Dies wird noch geprüft werden. Für 
den Bereich des Bundes ist eine Bezifferung 
der Einsparungen nicht möglich. 

 
Für die Finanzierung der entstehenden Mehr-
kosten sowie der Errichtung einer Transpa-
renzdatenbank und eines Bundesamtes für 
Fremdenwesen und Asyl stellt der Bund den 
Ländern in den Jahren 2012 bis 2014 jähr-
lich 20 Mio. Euro in Form zusätzlicher Er-
tragsanteile zur Verfügung. Der Bund an-
erkennt weiters, dass durch die genannten 
Projekte auch nach 2014 dauerhafte Perso-
nalkosten entstehen können, die im Rahmen 
des Finanzausgleiches zu berücksichtigen 
sind (vgl. BlgNR 1618, XXIV. GP). Die auf 
Vorarlberg entfallenden Ertragsanteile be-
tragen rund 900.000,-- Euro. Große Teile 
dieses Betrages werden allerdings für die 
Errichtung der Transparenzdatenbank auf-
gewendet werden müssen. 

 
4. EU-Recht: 

 
Das Recht der Europäischen Union enthält 
keine Bestimmungen, die dem vorliegenden 

Entwurf entgegenstehen; vielmehr trägt der 
vorliegende Entwurf Art. 47 der EU-Grund-
rechte-Charta sowie Art. 6 EMRK Rech-
nung, wonach jede Person ein Recht darauf 
hat, dass ihre Sache von einem unabhängi-
gen und unparteiischen Gericht in einem 
fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb 
angemessener Frist verhandelt wird. 

 
5. Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche:  
 

Der vorliegende Entwurf hat keine spezifi-
schen Auswirkungen auf Kinder und Ju-
gendliche. 

 
II. Zu den einzelnen Bestimmungen: 
 

Zu § 1: 
Zu § 1: 
Mit dieser Bestimmung wird Art. 129 erster 
Satz B-VG Rechnung getragen, nach dem für 
jedes Land ein Verwaltungsgericht des Landes 
besteht. 
 
In der Landesverfassung (Art. 4) ist festgelegt, 
dass das Landesverwaltungsgericht seinen Sitz 
in Bregenz hat. 
 
Zu § 2: 
Zu § 2 Abs. 1 und 3: 
Nach Art. 130 Abs. 1 und 5 sowie Art. 131  
B-VG ist das Landesverwaltungsgericht im We-
sentlichen als Beschwerdeinstanz für Angele-
genheiten der Landes- und Bundesvollziehung 
zuständig, soweit die Angelegenheiten der 
Bundesvollziehung nicht unmittelbar von Bun-
desbehörden besorgt werden. Es hat – mit Aus-
nahme jener Rechtsmittelangelegenheiten, die 
dem Bundesverwaltungsgericht oder dem Bun-
desfinanzgericht zugewiesen sind bzw. in die 
Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte oder 
des Verfassungsgerichtshofes fallen – eine um-
fassende Zuständigkeit als Beschwerdeinstanz 
gegen verwaltungsbehördliche Entscheidungen 
(Bescheide und faktische Amtshandlungen) 
sowie gegen die Säumnis von Verwaltungsbe-
hörden. Der vorliegende Entwurf gibt diese ver-
fassungsrechtlich normierten Aufgaben aus 
Gründen der Übersichtlichkeit und Vollstän-
digkeit wieder. 
 
Zu § 2 Abs. 2: 
Mit diesem Absatz wird die Möglichkeit des 
Instanzenzuges im eigenen Wirkungsbereich 
der Gemeinden abgebildet.  Die Entscheidung, 
ob der innergemeindliche Instanzenzug abge-
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schafft werden soll, wird im – noch zu erlas-
senden – Landesverwaltungsgerichts-Anpas-
sungsgesetz – Sammelnovelle getroffen. 
 
Zu § 2 Abs. 4: 
Nach Art. 130 Abs. 2 B-VG steht es im Ermes-
sen des Landesgesetzgebers, die Zuständigkeit 
des Landesverwaltungsgerichtes zur Entschei-
dung in bestimmten weiteren Bereichen vorzu-
sehen. Dies kommt in der geplanten Bestim-
mung zum Ausdruck. Im Übrigen siehe die 
Ausführungen unter I. Allgemeines im zweiten 
Absatz zu Punkt 1.1. 
 
Zu § 2 Abs. 5: 
Nach Art. 133 Abs. 8 B-VG kann der Landes-
gesetzgeber die Amts- bzw. Organrevision vor-
sehen. In der geplanten Regelung wird von die-
ser Möglichkeit Gebrauch gemacht und der 
Landesregierung die Befugnis eingeräumt,  
- in Angelegenheiten, die in den eigenen Wir-

kungsbereich der Gemeinden oder sonstiger 
Selbstverwaltungskörper fallen und in der 
Gesetzgebung Landessache sind (wie etwa 
baurechtliche Angelegenheiten) sowie 

- in dienstrechtlichen Angelegenheiten der 
Mitglieder des Landesverwaltungsgerichtes, 
über die die Vollversammlung als Beschwer-
deinstanz entschieden hat (wie etwa Dienst-
beurteilungen) 

Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu er-
heben. 
 
Auch in anderen Landesgesetzen können Re-
visionsrechte von sogenannten Amts-, Organ- 
oder Formalparteien vorgesehen werden (vgl. 
etwa das geplante Revisionsrecht der Natur-
schutzanwältin im Gesetz über Naturschutz und 
Landschaftsentwicklung). Im Übrigen können 
die belangte Behörde, in bestimmten Angelegen-
heiten der Bundesminister und Personen, die 
durch die Entscheidung des Landesverwaltungs-
gerichtes in ihren Rechten verletzt zu sein be-
haupten, schon aufgrund der Verfassung unter 
bestimmten Voraussetzungen Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof erheben (vgl. Art. 133 
Abs. 6 B-VG). 
 
Zu § 3: 
Zu § 3 Abs. 1 und 2: 
Mit den vorgesehenen Bestimmungen wird 
Art. 134 Abs. 1 und 2 erster Satz B-VG Rech-
nung getragen. Zur Leitungsbefugnis und Ver-
tretung des Präsidenten bzw. der Präsidentin 
oder des Vizepräsidenten bzw. der Vizepräsi-
dentin siehe § 6. Zur erforderlichen Anzahl der 

sonstigen Mitglieder siehe auch § 8 Abs. 1 und 
2. Die Bestellung durch die Landesregierung 
erfolgt mit Bescheid. In Zusammenhang mit der 
grundsätzlich unbefristeten Bestellung der Mit-
glieder des Landesverwaltungsgerichtes ist auf 
die Amtsenthebung hinzuweisen (s. § 5 Abs. 3).  
 
Zu § 3 Abs. 3 lit. a: 
Der vorgesehene Staatsbürgerschaftsvorbehalt 
ist – im Hinblick darauf, dass die Mitglieder 
des Landesverwaltungsgerichtes Richter und 
Richterinnen sind – aus europarechtlicher Sicht 
mit Art. 45 Abs. 4 und Art. 51 AEUV rechtfer-
tigbar. Der Verlust der Staatsbürgerschaft stellt 
einen Grund zur Amtsenthebung nach § 5 
Abs. 3 lit. a dar.  
 
Zu § 3 Abs. 3 lit. b: 
Die Bestellungsvoraussetzung der Vollendung 
des rechtswissenschaftlichen Studiums oder der 
rechts- und staatswissenschaftlichen Studien ist 
dann erfüllt, wenn eines dieser Studien zumin-
dest mit dem Titel „Magister“ oder „Master“ 
vollendet wurde.  
 
Zu § 3 Abs. 3 lit. c: 
Eine erforderliche „juristische Berufserfah-
rung“ kann etwa in der Verwaltung, in der Ge-
richtsbarkeit, in der Rechtswissenschaft oder in 
der Parteienvertretung, allerdings in jedem Fall 
erst nach Studienabschluss erworben worden 
sein. 
 
Zu § 3 Abs. 4: 
Die Stellen der Mitglieder des Landesverwal-
tungsgerichtes sollen im Sinne der Transparenz 
– wie bisher die Stellen der Mitglieder des Un-
abhängigen Verwaltungssenates – öffentlich 
ausgeschrieben werden. Die Mitglieder des 
Landesverwaltungsgerichtes werden von der 
Landesregierung bestellt, und zwar, soweit es 
sich nicht um die Stelle des Präsidenten bzw. 
der Präsidentin oder die Stelle des Vizepräsi-
denten bzw. der Vizepräsidentin handelt, nach 
Einholung eines nicht bindenden Vorschlages 
des Landesverwaltungsgerichtes (vgl. Art. 134 
Abs. 2 B-VG). Zur Bestellung der bisherigen 
UVS-Mitglieder zu Mitgliedern des Landes-
verwaltungsgerichts sowie zur Bestellung wei-
terer Mitglieder zum 1. Jänner 2014 siehe § 21. 
 
Zu § 4: 
Zu § 4 Abs. 1: 
Die vorgesehene Regelung normiert zwingende 
Unvereinbarkeitsgründe (vgl. dazu Art. 134 
Abs. 4 B-VG).  
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Zu § 4 Abs. 2: 
Mit der Tätigkeit als Mitglied des Landesver-
waltungsgerichtes werden jedenfalls folgende 
Tätigkeiten nicht vereinbar sein: Tätigkeit als 
Bundespräsident oder Bundespräsidentin, als 
Staatssekretär oder Staatssekretärin, als Präsi-
dent oder Präsidentin des Rechnungshofes, als 
Direktor oder Direktorin des Landes-Rech-
nungshofes, als Landesvolksanwalt oder Lan-
desvolksanwältin sowie als Mitglied der Volks-
anwaltschaft des Bundes. Auch Mischverwen-
dungen von Bediensteten (etwa zu 50% als 
Mitglied des Landesverwaltungsgerichtes und 
zu 50% im Amt der Landesregierung oder bei 
einer Bezirkshauptmannschaft) sind aufgrund 
dieser Bestimmung grundsätzlich ausgeschlos-
sen. Dagegen kann die Tätigkeit eines Mitglie-
des des Landesverwaltungsgerichtes in einer 
anderen weisungsfreien Behörde (wie etwa der 
Landeswahlbehörde) zulässig sein. 
 
Die Entscheidung, ob eine Tätigkeit mit dem 
Amt als Mitglied des Landesverwaltungsge-
richtes vereinbar ist, kommt dem Präsidenten 
bzw. der Präsidentin oder der Vollversammlung 
zu (s. die §§ 18 Abs. 2 und 19 Abs. 2 bzw. 7 
Abs. 2 lit. f). 
 
Als letzte Konsequenz einer Unvereinbarkeit ist 
die Amtsenthebung vorgesehen (s. § 5 Abs. 3 
lit. c). 
 
Zu § 5: 
Zu § 5 Abs. 1: 
In Ausübung seines richterlichen Amtes befin-
det sich ein Mitglied des Landesverwaltungsge-
richtes bei Besorgung aller ihm nach dem Ge-
setz und der Geschäftsverteilung zustehenden 
gerichtlichen Geschäfte mit Ausschluss der 
Justizverwaltungssachen, die nach diesem Ge-
setz nicht durch die Vollversammlung zu erle-
digen sind (s. dazu auch Art. 134 Abs. 7 B-VG 
i.V.m. Art. 87 Abs. 2 B-VG). Auch bei der 
Wahrnehmung der in § 7 Abs. 2 normierten 
Aufgaben der Vollversammlung, sind die Mit-
glieder des Landesverwaltungsgerichtes somit 
unabhängig. Zur gesonderten Unabhängigkeit 
des Präsidenten bei der Besorgung von Angele-
genheiten des Dienstrechts der Mitglieder in 
Einzelfällen siehe § 6 Abs. 3. 
 
Zu § 5 Abs. 2: 
In dieser Bestimmung soll das Ende des Amtes 
als Mitglied des Landesverwaltungsgerichtes 
geregelt werden. Davon zu unterscheiden ist 
das Ende des Dienstverhältnisses zum Land. 

Die vorgesehenen Regelungen sind vor dem 
Hintergrund der richterlichen Garantien der 
Unabhängigkeit, Unversetzbarkeit und Unab-
setzbarkeit zu sehen. 
 
Zu § 5 Abs. 2 lit. a: 
In dieser Bestimmung ist die Altersgrenze ge-
regelt, mit deren Erreichen die Mitglieder des 
Landesverwaltungsgerichtes von Gesetzes we-
gen in den Ruhestand treten oder ihr Dienstver-
hältnis endet (vgl. dazu Art. 134 Abs. 7 B-VG). 
Die Festlegung der Altersgrenze von 68 Le-
bensjahren dient insbesondere dazu, jenen Mit-
gliedern des Landesverwaltungsgerichtes, deren 
Dienstverhältnis mit diesem Zeitpunkt endet, 
die Inanspruchnahme des Pensionskorridors 
nach dem Allgemeinen Pensionsgesetz (APG) 
bis zur Vollendung des 68. Lebensjahres und 
den Erwerb der damit verbundenen Zuschläge 
zu ermöglichen. Zum Anspruch auf Abferti-
gung dieser Mitglieder s. § 19 Abs. 9 bzw. die 
Ausführungen dazu. Ein früherer Übertritt in 
den Ruhestand bzw. ein früherer Pensionsantritt 
ist nach Maßgabe der entsprechenden dienst- 
bzw. pensionsrechtlichen Regelungen möglich 
(s. lit. b und c).  
 
Zu § 5 Abs. 2 lit. b: 
Die vorgesehene Bestimmung regelt den Fall, 
dass ein Mitglied des Landesverwaltungsge-
richtes, dessen Dienstverhältnis sich grundsätz-
lich nach dem Landesbedienstetengesetz 1988 
richtet (s. § 17 Abs. 1), vor Vollendung des 68. 
Lebensjahres in den Ruhestand treten möchte. 
Es muss eine entsprechende Erklärung abgeben. 
 
Zu § 5 Abs. 2 lit. c: 
Die Bestimmung regelt zum einen den Fall, 
dass ein Mitglied des Landesverwaltungsge-
richtes, dessen Dienstverhältnis sich grundsätz-
lich nach dem Landesbedienstetengesetz 2000 
richtet (s. § 17 Abs. 2), vor Vollendung des 68. 
Lebensjahres in Pension gehen möchte (um die 
Pension antreten zu können, muss das Dienst-
verhältnis aufgelöst werden). Zum anderen ist 
der Fall erfasst, dass ein Mitglied des Landes-
verwaltungsgerichtes aus anderen Gründen von 
sich aus das Dienstverhältnis zum Land been-
den will. 
 
Im Fall eines berechtigten Austritts eines Mit-
gliedes, dessen Dienstverhältnis sich grund-
sätzlich nach dem Landesbedienstetengesetz 
2000 richtet, gebührt eine Abfertigung bzw. ist 
deren Auszahlung möglich (s. § 19 Abs. 9 bzw. 
die Ausführungen dazu). 
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Zu § 5 Abs. 2 lit. d:  
Ein weiterer Grund für das Enden des Amtes 
soll die Zuweisung eines Mitgliedes des Lan-
desverwaltungsgerichtes zu einer anderen 
Dienststelle des Landes auf sein Ersuchen hin 
sein. Das Amt endet mit Wirksamkeit der Zu-
weisung durch die Landesregierung. 
 
Zu § 5 Abs. 2 lit. e und f:  
Der Tod und der Amtsverlust aufgrund von 
§ 27 Abs. 1 StGB hat – neben dem Verlust des 
Amtes als Mitglied des Landesverwaltungsge-
richtes – die Auflösung des Dienstverhältnisses 
zur Folge (s. § 25 Abs. 1 lit.  a und g des Lan-
desbedienstetengesetzes 1988, der gemäß § 18 
Abs. 8 bzw. § 19 Abs. 8 auch für die Mitglieder 
des Landesverwaltungsgerichtes gilt).  
 
Zu § 5 Abs. 2 lit. g:  
Siehe die Ausführungen zu Abs. 3. 
 
Zu § 5 Abs. 3 und 6: 
Bei der Amtsenthebung und der vorläufigen 
Enthebung von der Ausübung des Amtes ent-
scheidet das Landesverwaltungsgericht nicht 
als Rechtsmittelbehörde, sondern in erster In-
stanz durch richterliches Erkenntnis (vgl. 
Art. 134 Abs. 7 i. V.m. Art 88 Abs. 2 B-VG). 
Gegen ein solches Erkenntnis ist kein ordentli-
ches Rechtsmittel zulässig; ein außerordentli-
ches Rechtsmittel, wie etwa Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde an 
den Verfassungsgerichtshof, steht aber grund-
sätzlich offen. 
 
Zu § 5 Abs. 3 lit. a: 
Da die österreichische Staatsbürgerschaft Be-
stellungsvoraussetzung ist (s. § 3 Abs. 3 lit. a), 
ist es konsequent, dass ein Mitglied bei Verlust 
der Staatsbürgerschaft seines Amtes zu enthe-
ben ist. 
 
Zu § 5 Abs. 3 lit. b: 
Da die Eignung zum Amt Bestellungsvoraus-
setzung ist (s. § 3 Abs. 3 lit.a), ist es konse-
quent, dass ein Mitglied im Fall der Amtsunfä-
higkeit seines Amtes zu entheben ist. 
 
Zu § 5 Abs. 3 lit. c: 
Die Entscheidung, ob eine Tätigkeit mit dem 
Amt als Mitglied des Landesverwaltungsge-
richtes vereinbar ist, ist vom Präsidenten bzw. 
von der Präsidentin oder von der Vollver-
sammlung zu treffen (s. die §§ 18 Abs. 2 und 
19 Abs. 2 bzw. 7 Abs. 2 lit. f). 

Zu § 5 Abs. 3 lit. d: 
Zur Dienstbeurteilung siehe die Ausführungen 
zu Abs. 7. 
 
Zu § 5 Abs. 3 lit. e: 
In dieser Bestimmung sind Verfehlungen ange-
sprochen, die noch keinen Amtsverlust nach 
§ 27 Abs. 1 StGB zur Folge haben. Sie müssen 
einerseits in Konflikt mit der weiteren Aus-
übung des Amtes stehen und andererseits so 
schwer wiegen, dass sie einem Entlassungs-
grund nach den dienstrechtlichen Vorschriften 
gleichkommen. In einem solchen Fall kommt 
die Verhängung einer Ordnungsstrafe nicht in 
Betracht (s. die §§ 18 Abs. 2 bzw. 19 Abs. 2). 
 
Zu § 5 Abs. 4: 
Mit der Amtsenthebung aufgrund von zwei 
aufeinanderfolgenden rechtskräftigen negativen 
Dienstbeurteilungen und aufgrund von gravie-
renden, den Interessen des Amtes abträglichen 
Verfehlungen endet auch das Dienstverhältnis 
des Mitgliedes des Landesverwaltungsgerichtes 
von Gesetzes wegen. In diesen Fällen besteht 
auch kein Anspruch auf Abfertigung bzw. ist 
deren Auszahlung nicht möglich (s. § 19 Abs. 9). 
Alle anderen Fälle der Amtsenthebung haben 
nicht gleichzeitig auch ein Ende des Dienstver-
hältnisses zum Land zur Folge (s. § 20). 
 
Zu § 5 Abs. 5: 
Bei einer Amtsenthebung aufgrund gravieren-
der, den Interessen des Amtes abträglichen Ver-
fehlungen gelten spezielle Verfahrensbestim-
mungen. Diese entsprechen im Wesentlichen 
den Bestimmungen über das Dienststrafverfah-
ren nach dem Landesbedienstetengesetz 1988. 
Dies ist insofern konsequent, als der Grund für 
die Amtsenthebung nach Abs. 3 lit. e einem 
Entlassungsgrund gleichkommen muss, der 
nach den Bestimmungen des Landesbedienste-
tengesetzes 1988 von der Dienststrafkammer zu 
ahnden wäre. 
 
Zu § 5 Abs. 7: 
Der Präsident bzw. die Präsidentin unterliegt 
keiner Dienstbeurteilung. Im Übrigen werden 
für die Dienstbeurteilung im Hinblick auf die 
verfassungsrechtliche Stellung der Mitglieder 
des Landesverwaltungsgerichtes jene Kriterien 
für maßgeblich erklärt, die auch für die 
Dienstbeurteilung von Richtern und Richterin-
nen ordentlicher Gerichte nach dem Richter- 
und Staatsanwaltschaftsdienstgesetz ausschlag-
gebend sind. 
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Unter Berücksichtigung von § 18 des Landes-
bedienstetengesetzes 1988, auf den teilweise 
verwiesen wird, ergibt sich folgende Vorgangs-
weise:  
Aufgrund der – mit dem Mitglied besprochenen 
– Dienstbeschreibung hat der Präsident oder die 
Präsidentin die Dienstbeurteilung festzusetzen. 
Die Dienstbeurteilung ist ein Bescheid, der nach 
den Vorschriften des Dienstrechtsverfahrensge-
setzes 1984 (DVG) zu erlassen ist. Das Mitglied 
hat binnen zwei Wochen nach Zustellung das 
Recht, gegen die Dienstbeurteilung Beschwerde 
an die Vollversammlung zu erheben (s. § 7 Abs. 2 
lit. f). Die Beschwerde hat aufschiebende Wir-
kung, d.h. dass die mit einer Dienstbeurteilung 
(allenfalls) verbunden Konsequenzen nach den 
§§ 5 Abs. 3 lit. d, 18 Abs. 3 und 6, sowie 19 
Abs. 5 und 6 (noch) nicht eintreten können. 
(Die aufschiebende Wirkung wird angeordnet, 
weil Beschwerden nach dem DVG – wie bisher 
Berufungen – keine aufschiebende Wirkung 
zukommen wird.) Die Dienstbeurteilung, gegen 
die nicht rechtzeitig Beschwerde eingebracht 
wird, sowie die Dienstbeurteilung durch die 
Vollversammlung im Beschwerdefall sind – mit 
Ablauf der Beschwerdefrist bzw. mit Zustellung – 
rechtskräftig. Das Erkenntnis der Vollver-
sammlung kann nur vor den Gerichtshöfen des 
öffentlichen Rechts bekämpft werden (zur dies-
bezüglichen Amtsrevisionsbefugnis der Landes- 
regierung s. § 2 Abs. 5). 
 
Eine negative Dienstbeurteilung hat Auswir-
kungen auf die Bezüge (s. die §§ 18 Abs. 3 und 
6 sowie 19 Abs. 5 und 6). Bei zwei aufeinander 
folgenden negativen rechtskräftigen Dienstbe-
urteilungen liegt ein Grund für eine Amtsent-
hebung vor (s. § 5 Abs. 3 lit. d). 
 
Zu § 6: 
Zu § 6 Abs. 1: 
Ein Verhinderungsfall liegt etwa bei Befangen-
heit, Krankheit oder Urlaub vor. Bei Entschei-
dungen über Beschwerden gegen Bescheide des 
Präsidenten oder der Präsidentin als Dienstbe-
hörde nach § 7 Abs. 2 lit. f wird die Vollver-
sammlung daher vom Vizepräsidenten oder der 
Vizepräsidentin geleitet. 
 
Bei der Regelung über die Vertretung wird – 
wie bisher beim UVS – auf das Lebensalter der 
Mitglieder des Landesverwaltungsgerichtes ab-
gestellt. Diese Regelung hat sich bewährt.  
 
Zu § 6 Abs. 2: 
Aus Art. 21 Abs. 3 B-VG bzw. e contrario aus 

Art. 134 Abs. 8 und 147 Abs. 8 B-VG ergibt 
sich, dass die Diensthoheit gegenüber den Mit-
gliedern des Landesverwaltungsgerichtes grund-
sätzlich (unter Berücksichtigung der richterli-
chen Unabhängigkeit) der Landesregierung zu-
kommt. Nach der vorgeschlagenen Bestimmung 
(bzw. den §§ 18 Abs. 2 und 19 Abs. 2 des vor-
liegenden Entwurfs) wird der Präsident bzw. 
die Präsidentin des Landesverwaltungsgerichtes 
(auch als Organ der Justizverwaltung – s. Art. 
134 Abs. 7 i.V.m. Art. 87 Abs. 2 B-VG) hin-
sichtlich bestimmter Belange anstelle der Lan-
desregierung als Dienstbehörde tätig.   
 
In den Dienstrechtsangelegenheiten der sonsti-
gen Bediensteten des Landesverwaltungsge-
richtes (etwa im Sekretariatsbereich oder als ju-
ristischer Mitarbeiter bzw. als juristische Mit-
arbeiterin) wird der Präsident oder die Präsi-
dentin nach Maßgabe einer Beauftragung nach 
§ 4 Abs. 1 erster Satz des Landesbediensteten-
gesetzes 2000 für den Dienstgeber Land tätig. 
(Derzeit besteht dieser Auftrag im Hinblick auf 
Arbeitszeit, Erholungsurlaub, Sonderurlaub, 
Pflegeurlaub, Dienstreiseaufträge und Reisege-
bühren.) Er oder sie ist gegenüber diesen Be-
diensteten weisungsbefugt (s. § 21 des Landes-
bedienstetengesetzes 2000). 
 
Zur Weisungsfreiheit des Präsidenten oder der 
Präsidentin bei der Besorgung von Angelegen-
heiten des Dienstrechts in Einzelfällen siehe § 6 
Abs. 3. 
 
Zu § 6 Abs. 2 lit. a:  
Mit der geplanten Bestimmung wird klarge-
stellt, dass die Regelung des Postlaufs und der 
Aktenverwaltung sowie der Dienstzeiten dem 
Präsidenten bzw. der Präsidentin des Landes-
verwaltungsgerichtes obliegt. 
 
Zu § 6 Abs. 2 lit. b:  
In dienstrechtlicher Hinsicht ist der Präsident 
bzw. die Präsidentin Vorgesetzter bzw. Vorge-
setzte der anderen Mitglieder und sonstigen 
Bediensteten des Landesverwaltungsgerichtes; 
in fachlicher Hinsicht kommt ihm die Leitungs-
funktion gegenüber den anderen Mitgliedern 
des Landesverwaltungsgerichtes nur in einge-
schränktem Umfang zu (s. Abs. 5). 
 
Zu § 6 Abs. 2 lit. c:  
Angelegenheiten des Dienstrechts, die dem Prä-
sidenten bzw. der Präsidentin nach diesem Ge-
setz zugewiesen sind, sind etwa die Dienstbeur-
teilung nach § 5 Abs. 7 oder Angelegenheiten 
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nach § 18 Abs. 2 und § 19 Abs. 2. 
 
Zu § 6 Abs. 3: 
Nach der vorliegenden Bestimmung soll der 
Präsident oder die Präsidentin bei der Besor-
gung von Angelegenheiten des Dienstrechts in 
Einzelfällen – also etwa bei einer Dienstbeur-
teilung eines Mitgliedes – über die Vorgaben 
der Art. 129ff B-VG hinausgehend weisungs-
frei sein. Diese einfachgesetzliche Weisungs-
freistellung findet in Art. 20 Abs. 2 Z. 6 B-VG 
Deckung. Grundsätzlich ist nach Art. 20 Abs. 2 
letzter Satz B-VG ein angemessenes Aufsichts-
recht der Landesregierung vorzusehen, das zu-
mindest in den Rechten besteht, sich über alle 
Gegenstände der Geschäftsführung des wei-
sungsfreien Organes zu unterrichten und das 
weisungsfreie Organ aus wichtigem Grund ab-
zuberufen. Im vorliegenden Fall kommt aller-
dings das Abberufungsrecht als Aufsichtsmittel 
nicht in Betracht, da die Abberufung eines Mit-
gliedes des Landesverwaltungsgerichtes auf-
grund von Art. 134 Abs. 7 i.V.m. Art. 88 Abs. 2 
B-VG nur durch richterliches Erkenntnis erfol-
gen darf. 
 
Freilich besteht auch in Angelegenheiten, in 
denen der Präsident oder die Präsidentin nicht 
weisungsfrei ist, ein Informationsrecht der Lan-
desregierung.  
 
Zu § 6 Abs. 4: 
Die vorliegende Bestimmung dient dem Ziel 
eines schlanken und effektiven Landesverwal-
tungsgerichtes. Zur Sicherstellung dieses Ziels 
wird insbesondere eine regelmäßige Überprü-
fung des Anfalles und der offenen Fälle pro 
Mitglied erforderlich sein. Nähere Regelungen 
zu dieser Bestimmung können in der Ge-
schäftsordnung getroffen werden. 
 
Zu § 6 Abs. 5: 
Die Leitungsfunktion des Präsidenten oder der 
Präsidentin gegenüber den anderen Mitgliedern 
des Landesverwaltungsgerichtes beschränkt 
sich in fachlicher Hinsicht im Wesentlichen auf 
das Hinwirken auf eine möglichst einheitliche 
Rechtsprechung. 
 
Von Entscheidungen grundsätzlicher Bedeu-
tung ist jedenfalls dann auszugehen, wenn zu 
den relevanten Rechtsfragen keine einschlägige 
höchstgerichtliche Judikatur vorliegt oder diese 
divergierend ist. Die Veröffentlichung der Ent-
scheidungen im Volltext erfolgt im Rechtsin-
formationssystem des Bundes. 

Zu § 7: 
Zu § 7 Abs. 1 und 2: 
Die der Vollversammlung des Landesverwal-
tungsgerichtes obliegenden Aufgaben ergeben 
sich teilweise aus Art. 134 Abs. 2, 135 Abs. 2 
und 3 sowie 136 Abs. 5 B-VG. Nach dem vor-
liegenden Entwurf soll sie eingeschränkt auch 
als Senat im Sinne des B-VG tätig werden (s. 
Art. 135 Abs. 1 B-VG). 
 
Zu § 7 Abs. 2 lit. a: 
Die Aufgabe der Vollversammlung, eine Ge-
schäftsverteilung zu erlassen, ergibt sich aus 
Art. 135 Abs. 2 B-VG. Von der Möglichkeit, 
diese Aufgabe einem Ausschuss zu übertragen, 
soll im Sinne der grundsätzlichen Einbindung 
aller Mitglieder kein Gebrauch gemacht wer-
den. Zudem wird die Vollversammlung des 
Landesverwaltungsgerichtes in Vorarlberg – im 
Unterschied zu anderen Bundesländern – relativ 
überschaubar sein. 
 
Zu § 7 Abs. 2 lit. b: 
Die Aufgabe der Vollversammlung, eine Ge-
schäftsordnung zu erlassen, ergibt sich aus Art. 
136 Abs. 5 B-VG. 
 
Zu § 7 Abs. 2 lit. c: 
Wie bisher beim UVS soll es auch beim Lan-
desverwaltungsgericht der Vollversammlung 
obliegen, den Tätigkeitsbericht zu beschließen.  
 
Zu § 7 Abs. 2 lit. d: 
Die Aufgabe der Vollversammlung, Dreiervor-
schläge zu Bewerbungen zu erstatten, soweit es 
sich nicht um die Stelle des Präsidenten bzw. 
der Präsidentin oder des Vizepräsidenten bzw. 
der Vizepräsidentin handelt, ergibt sich aus 
Art. 134 Abs. 2 B-VG (s. auch die Ausführun-
gen zu § 3 Abs. 4) und trägt dem Grundsatz der 
richterlichen Selbstergänzung Rechnung. Von 
der Möglichkeit, diese Aufgabe einem Aus-
schuss zu übertragen, soll kein Gebrauch ge-
macht werden. 
 
Zu § 7 Abs. 2 lit. e: 
Bei der Amtsenthebung eines Mitgliedes, der 
vorläufigen Enthebung von der Ausübung des 
Amtes sowie bei der Amtsenthebung eines 
Laienrichters oder einer Laienrichterin ent-
scheidet das Landesverwaltungsgericht nicht 
als Rechtsmittelbehörde, sondern in erster In-
stanz durch richterliches Erkenntnis (vgl. Art. 
134 Abs. 7 B-VG i.V.m. Art 88 Abs. 2 B-VG 
bzw. die Ausführungen zu § 5 Abs. 3 und 6). In 
diesem Fall entscheidet – abweichend von § 9 



6. Beilage im Jahre 2013 des XXIX. Vorarlberger Landtages 

 
22 

Abs. 2 – die Vollversammlung als Senat im 
Sinne des B-VG. Ein betroffenes Mitglied ist 
aufgrund seiner Befangenheit von der Beratung 
und Beschlussfassung über die Amtsenthebung 
ausgeschlossen. 
 
Zu § 7 Abs. 2 lit. f: 
Bei der Entscheidung der Vollversammlung 
über Beschwerden gegen Bescheide des Präsi-
denten oder der Präsidentin als Dienstbehörde 
entscheidet – abweichend von der Bestimmung 
des § 9 Abs. 2 – die Vollversammlung als Senat 
im Sinne des B-VG. 
 
Bescheide des Präsidenten oder der Präsidentin 
als Dienstbehörde können etwa die Unverein-
barkeit (§ 4 Abs. 2 bzw. §§ 18 Abs. 2 und 19 
Abs. 2), die Dienstbeurteilung (§ 5 Abs. 8) oder 
Ordnungsstrafen (§§ 18 Abs. 2 und 19 Abs. 2) 
betreffen. 
 
In diesen Fällen sind die Befangenheitsbestim-
mungen zu beachten: Daher sind von der Be-
ratung und Beschlussfassung über Unverein-
barkeit, Dienstbeurteilung und Ordnungsstrafen 
sowohl der Präsident bzw. die Präsidentin (als 
Organwalter bzw. Organwalterin, der bzw. die 
die bekämpfte Entscheidung erlassen hat) als 
auch das betroffene Mitglied ausgeschlossen. 
 
Zu § 7 Abs. 2 lit. g: 
Diese Aufgabe der Vollversammlung ergibt 
sich aus Art. 135 Abs. 3 B-VG, da von der Mög-
lichkeit, einen Geschäftsverteilungsausschuss 
vorzusehen, kein Gebrauch gemacht werden 
soll (s. die Ausführungen zu lit. a, Abs. 3 und 
§ 12 Abs. 2).  
 
Die Bestimmung soll nicht nur für die Mitglie-
der des Landesverwaltungsgerichtes gelten, son-
dern auch für allfällige Laienrichter bzw. -rich-
terinnen (dies kommt dadurch zum Ausdruck, 
dass nicht das Wort „Mitglied“, sondern das 
Wort „Richter“ bzw. „Richterin“ verwendet 
wird). 
 
Zu § 7 Abs. 3: 
In den Fällen des Abs. 2 lit. f ist die Vollver-
sammlung aufgrund der Befangenheit des Prä-
sidenten bzw. der Präsidentin vom Vizepräsi-
denten bzw. der Vizepräsidentin zu leiten (s. 
die Ausführungen zu § 6 Abs. 1). 
 
Grundsätzlich soll für einen Beschluss der Voll-
versammlung die Anwesenheit von wenigstens 
der Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder 

und die einfache Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen erforderlich sein; bei der Verfügung 
der Abnahme von auf einen Richter oder eine 
Richterin nach der Geschäftsverteilung zukom-
menden Aufgaben erscheint allerdings ein ge-
ringeres Präsenzquorum sachgerechter, da in 
Verfahren mit kurzen Entscheidungsfristen oft 
sehr kurzfristig die Vertretung eines nach der 
Geschäftsverteilung zuständigen, verhinderten 
Mitgliedes veranlasst werden muss (etwa in 
Verfahren mit sehr kurzen Entscheidungsfris-
ten, wie Vergabeverfahren auch während der 
Haupturlaubszeit). Die einfache Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen ist freilich auch in die-
sem Fall notwendig.  
 
Zu § 7 Abs. 4: 
Sollte in einer Angelegenheit (etwa des Abs. 2 
lit. e oder f) – über die Beratung und Abstim-
mung der Vollversammlung hinausgehend – 
auch eine mündliche Verhandlung notwendig 
sein, so ist diese grundsätzlich öffentlich. 
 
Zu § 8: 
Zu § 8 Abs. 1 und 2: 
Das erforderliche Personal des Landesverwal-
tungsgerichtes besteht aus den Mitgliedern (s. 
dazu auch § 3 Abs. 1) und den sonstigen Be-
diensteten (etwa im Sekretariatsbereich oder als 
juristischer Mitarbeiter oder juristische Mitar-
beiterin). Die Landesregierung ist bei der Zur-
verfügungstellung des erforderlichen Personals 
und der erforderlichen Sachmittel an die haus-
haltsrechtlichen Vorschriften und Beschlüsse 
des Landtages (wie Beschäftigungsrahmenplan 
und Voranschlag) gebunden. 
 
Zu § 8 Abs. 3: 
Anders als anderen Behördenleitern bzw. -leite-
rinnen des Landes soll dem Präsidenten bzw. 
der Präsidentin des Landesverwaltungsgerichtes 
im Hinblick auf die Zuweisung von sonstigen 
Bediensteten zum Landesverwaltungsgericht 
oder von diesem weg von Gesetzes wegen ein 
Anhörungsrecht zukommen. Damit wird der 
besonderen Stellung des Landesverwaltungsge-
richtes Rechnung getragen. 
 
Zu § 8 Abs. 4: 
Um allfällige Zweifel auszuschließen, dass das 
Landesverwaltungsgericht auf die Amtssach-
verständigen des Landes zurückgreifen kann, 
wird mit der geplanten Bestimmung ein An-
knüpfungspunkt für § 52 AVG geschaffen, auf 
den im Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz 
(VwGVG) verwiesen wird. Die Heranziehung 
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von Amtssachverständigen dient der Verfah-
rensökonomie und Bürgerfreundlichkeit (die 
Kosten sind nicht von den Parteien, sondern 
von Amts wegen zu tragen). 
 
Zu § 9: 
Zu § 9 Abs. 1: 
In der geplanten Bestimmung wird der Grund-
satz der Einzelrichterzuständigkeit normiert 
(vgl. Art. 135 Abs. 1 B-VG); das B-VG sieht 
vor, dass im Gesetz über das Verfahren der 
Verwaltungsgerichte oder in Bundes- und Lan-
desgesetzen vorgesehen werden kann, dass die 
Verwaltungsgerichte durch Senate entscheiden. 
Im VwGVG wird von dieser Möglichkeit 
voraussichtlich kein Gebrauch gemacht werden. 
 
Zu § 9 Abs. 2: 
Nach der vorgesehenen Bestimmung bestehen 
Senate aus drei Mitgliedern des Landesverwal-
tungsgerichtes (s. Art. 135 Abs. 1 dritter Satz 
B-VG, nach dem die Größe der Senate durch 
den Organisationsgesetzgeber festzulegen ist). 
Davon abweichend sieht § 7 Abs. 2 lit. e und f 
einen Sonderfall vor: Bei der Amtsenthebung 
von Mitgliedern, Laienrichtern und -richterin-
nen, der vorläufigen Enthebung von der Aus-
übung des Amtes als Mitglied und der Ent-
scheidung über Beschwerden gegen Bescheide 
des Präsidenten oder der Präsidentin als 
Dienstbehörde entscheidet die Vollversamm-
lung als Senat im Sinne des B-VG. 
 
Sofern dem oder der Vorsitzenden gleichzeitig 
die Berichterstattung zukommen soll, hat die 
Geschäftsverteilung eine entsprechende Rege-
lung zu enthalten. 
 
Zu § 9 Abs. 3: 
Zur Regelung einer allfälligen Laienbeteiligung 
ist der Materiengesetzgeber (Bundesgesetzge-
ber oder Landesgesetzgeber) zuständig. Auch 
in diesem Fall ist allerdings der Organisations-
gesetzgeber grundsätzlich zur Regelung der 
Größe des Senats zuständig. Nach der vorlie-
genden Bestimmung sollen im Falle einer ge-
setzlich vorgesehenen Laienbeteiligung dem 
Senat ebensoviele Berufsrichter bzw. -richte-
rinnen wie Laienrichter bzw. -richterinnen an-
gehören. Jedenfalls soll der Senat aber (also 
auch wenn die Beteiligung von nur einem Laien 
bzw. einer Laiin vorgesehen ist) aus drei Perso-
nen bestehen. 
 
Zu § 10: 
Soweit eine Laienbeteiligung gesetzlich vorge-

sehen ist, obliegt dem jeweils zuständigen Ma-
teriengesetzgeber auch die Regelung der (fach-
lichen) Qualifikationserfordernisse dieser Rich-
terinnen und Richter. Die Regelung der Bestel-
lung, Abberufung, Entschädigung und Vertre-
tung kommt dagegen dem Organisationsgesetz-
geber zu. 
 
Zu § 10 Abs. 1 lit. a: 
Wie für die Mitglieder des Landesverwaltungs-
gerichtes soll auch für die Laienrichter und -
richterinnen ein Staatsbürgerschaftsvorbehalt 
bestehen. Zur Rechtfertigung dieses Vorbehal-
tes siehe die Ausführungen zu § 3 Abs. 3 lit. a.  
 
Zu § 10 Abs. 1 lit. b: 
Weiters ist vorgesehen, dass die Laienrichter 
und -richterinnen persönlich zur Ausübung 
ihres Amtes geeignet sein müssen. Diese Eig-
nung ist etwa dann nicht gegeben, wenn ein 
Laienrichter oder eine Laienrichterin nicht un-
bescholten ist.  
 
Zu § 10 Abs. 1 lit. c: 
Weiters darf ein Laienrichter oder eine Laien-
richterin keine Tätigkeit ausüben, die mit dem 
Amt als Laienrichter oder Laienrichterin nicht 
vereinbar ist (s. dazu § 4 bzw. die Ausführun-
gen dazu).  
 
Zu § 10 Abs. 1 lit. d: 
Inwieweit die Laienrichter- und -richterinnen 
zur Ausübung ihres Amtes (fachlich) qualifi-
ziert sein müssen, wird der jeweilige Materien-
gesetzgeber bestimmen.  
 
Zu § 10 Abs. 2: 
Die Bestellung der Laienrichter und -richterin-
nen soll – wie die Bestellung der Mitglieder des 
Landesverwaltungsgerichtes – durch die Lan-
desregierung erfolgen. Die befristete Bestellung 
der Laienrichter und -richterinnen ist verfas-
sungsgesetzlich deshalb zulässig, weil es sich 
bei den Laienrichtern und -richterinnen nicht 
um Mitglieder des Landesverwaltungsgerichts 
an sich handelt.  
 
Auch eine mehrmalige Wiederbestellung eines 
Laienrichters oder einer Laienrichterin ist zu-
lässig.  
 
Zu § 10 Abs. 3: 
Ein Verhinderungsfall liegt etwa bei Befangen-
heit, Krankheit oder Urlaub vor. Für die Ersatz-
richter bzw. -richterinnen gelten die Bestim-
mungen über die Bestellungsvoraussetzungen, 
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die Bestelldauer, die Zulässigkeit der Wieder-
bestellung, die Weisungsfreiheit, das Enden des 
Amtes, die Amtsenthebung und die Entschädi-
gung, die für die Laienrichter und -richterinnen 
gelten, sinngemäß.  
 
Zu § 10 Abs. 4: 
Wie die Mitglieder des Landesverwaltungsge-
richtes sind auch die Laienrichter und -richte-
rinnen in Ausübung ihres richterlichen Amtes 
unabhängig und an keine Weisungen gebunden 
(s. § 5 Abs. 1). 
 
Zu § 10 Abs. 5: 
In dieser Bestimmung ist das Enden des Amtes 
als fachkundiger Laienrichter bzw. als fachkun-
dige Laienrichterin geregelt. Im Fall des Ablau-
fes der Bestelldauer und des Verzichtes dauert 
das Amt noch bis zum Ende jener Verfahren an, 
an denen der fachkundige Laienrichter oder die 
fachkundige Laienrichterin bereits durch das 
Beisein bei einer Verhandlung teilgenommen 
hat. Dadurch wird vermieden, dass es zu einer 
Verlängerung der Verfahrensdauer kommt. Die 
Verlängerung der Amtsdauer gilt allerdings 
nicht generell, sondern nur für die betroffenen 
Verfahren. 
 
Zu § 10 Abs. 6 erster Satz: 
Siehe die Ausführungen zu § 7 Abs. 2 lit. d.  
 
Zu § 10 Abs. 6 lit. a: 
Es ist es nur konsequent, bei Entfall der Be-
stellungsvoraussetzungen (z.B. bei Wegfall der 
gesundheitlichen und damit der persönlichen 
Eignung oder bei Wegfall eines Qualifikations-
erfordernisses, wie etwa dem Verlust eines Be-
fähigungsnachweises) eine Enthebung vom 
Amt vorzusehen.  
 
Zu § 10 Abs. 6 lit. b: 
Zur vorliegenden Bestimmung ist zum einen 
auf die Ausführungen zu § 5 Abs. 3 lit. e zu 
verweisen, die sinngemäß gelten, zum anderen 
ist der vorliegende Tatbestand etwa auch dann 
erfüllt, wenn der Laienrichter oder die Laien-
richterin wiederholt unentschuldigt einer Ver-
handlung fernbleibt.  
 
Zu § 10 Abs. 7: 
Die Bestellung zum fachkundigen Laienrichter 
oder zur fachkundigen Laienrichterin setzt das 
Einverständnis der betroffenen Person voraus. 
 
Für die mit dem Amt als Laienrichter oder  
-richterin verbundene Zeitversäumnis soll eine 

Entschädigung und für Fahrtkosten ein Ersatz 
gebühren. Die Höhe der Entschädigung und des 
Fahrtkostenersatzes wird von der Landesregie-
rung im Verordnungsweg festgelegt. Die Aus-
zahlung der entsprechenden Beträge erfolgt 
durch das Landesverwaltungsgericht. 
 
Zu § 11: 
Aus der Geschäftsverteilung des Landesver-
waltungsgerichtes ergibt sich, welches Einzel-
mitglied oder welcher Senat einen konkreten 
Geschäftsfall zu bearbeiten hat. Die Geschäfts-
einteilung ist keine Verordnung, sondern ein 
richterlicher Akt (s. Art. 134 Abs. 7 B-VG 
i.V.m. Art. 87 Abs. 2 B-VG). 
 
Zu § 11 Abs. 1, 2 und 5: 
Mit den angeführten Bestimmungen wird der 
Grundsatz der festen Geschäftsverteilung ver-
ankert (s. Art. 135 Abs. 2 und 3 B-VG).  
 
Zu § 11 Abs. 2 und 3: 
Jedes Mitglied des Landesverwaltungsgerichtes 
hat mehrere Funktionen zu erfüllen. Es kann 
beispielsweise gleichzeitig Vorsitzender bzw. 
Vorsitzende in einem Senat, weiteres Mitglied 
oder Ersatzmitglied in einem anderen Senat, 
Einzelmitglied und Ersatzmitglied eines ande-
ren Einzelmitgliedes sein. Dies ermöglicht 
einen flexiblen Einsatz der einzelnen Mitglie-
der. Wesentlich sind allerdings genaue Eintei-
lungen und Planungen in der Geschäftseintei-
lung, in der Geschäftsordnung (s. § 15) sowie 
bei der Anordnung der mündlichen Verhand-
lungen (s. § 13 Abs. 1). 
 
Vom Begriff „Richter und Richterinnen“ i.S. 
des Abs. 3 lit. c sind sowohl die Mitglieder des 
Landesverwaltungsgerichtes als auch allfällige 
fachkundige Laienrichter und -richterinnen er-
fasst. Zu den fachkundigen Laienrichtern und  
-richterinnen siehe die Ausführungen zu § 9 
Abs. 3 bzw. § 10.  
 
Zu § 11 Abs. 4: 
Bei der gleichmäßigen Auslastung der Mitglieder 
sind auch andere als ihnen nach der Geschäfts-
verteilung zukommende Tätigkeiten (wie etwa 
die Tätigkeit als Dienstbehörde oder als Evi-
denzstelle, die Vorbereitung der Geschäftsver-
teilung oder des Tätigkeitsberichts etc.) zu be-
rücksichtigen. 
 
Zu § 11 Abs. 5: 
Als „Veränderung im Personalstand“ ist etwa 
auch die Veränderung des Beschäftigungsaus-
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maßes oder die Karenzierung eines Mitgliedes 
zu verstehen. Zur Überbelastung eines Mitglie-
des oder Senates kann es auch infolge einer 
längeren Krankheit kommen. 
 
Zu § 11 Abs. 6: 
Wie bisher die Geschäftsverteilung des Unab-
hängigen Verwaltungssenates soll auch die Ge-
schäftsverteilung des Landesverwaltungsge-
richtes im Amtsblatt für das Land Vorarlberg 
kundgemacht werden.  
 
Zu § 12: 
Zu §12 Abs. 1: 
Die Vertretung des Richters oder der Richterin, 
der oder die nach der Geschäftsverteilung (pri-
mär) zuständig ist, darf nur verfügt werden, 
wenn die Voraussetzungen nach Abs. 2 erster 
Satz vorliegen.  
 
Zu § 12 Abs. 2: 
Der Inhalt dieser Bestimmung ist im Wesentli-
chen durch Art. 135 Abs. 3 vorgegeben (s. auch 
die Ausführungen zu § 7 Abs. 2 lit. h und Abs. 3). 
Ein Verhinderungsfall liegt etwa bei Befangen-
heit, Krankheit oder Urlaub vor. Die Bestim-
mung soll nicht nur für die Mitglieder des Lan-
desverwaltungsgerichtes gelten, sondern auch 
für allfällige Laienrichter bzw. -richterinnen 
(dies kommt dadurch zum Ausdruck, dass nicht 
das Wort „Mitglied“, sondern das Wort „Rich-
ter“ bzw. „Richterin“ verwendet wird). 
 
Zu den §§ 13 bis 15: 
Der äußere Ablauf des Verfahrens vor dem 
Landesverwaltungsgericht hat sich nach den 
verfahrensrechtlichen Bestimmungen des Ver-
waltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG) 
zu richten. Innerhalb dieses Rahmens sind für 
die Verfahren vor den Senaten ergänzende or-
ganisatorische Regelungen erforderlich, die 
insbesondere die Aufgaben des bzw. der Vor-
sitzenden und des Berichterstatters bzw. der 
Berichterstatterin sowie den Vorgang der Be-
ratung und Abstimmung näher regeln.  
 
Zu § 13 Abs. 1: 
Nach der vorgesehenen Bestimmung soll ein 
Senat grundsätzlich durch seinen Vorsitzenden 
bzw. seine Vorsitzende nach außen vertreten 
werden. Davon Abweichendes ist in Abs. 2 
normiert bzw. kann in der Geschäftsordnung 
vorgesehen werden (s. § 15 Abs. 2). 
 
Zu § 13 Abs. 2: 
Bis zur mündlichen Verhandlung soll der Be-

richterstatter oder die Berichterstatterin das Ver-
fahren zweckmäßiger Weise alleine führen. Er 
oder sie kann die erforderlichen Verfahrensan-
ordnungen ohne Senatsbeschluss treffen. Weiters 
soll er oder sie jene abschließend aufgezählten 
Entscheidungen treffen, die  nicht der erken-
nenden Tätigkeit des Landesverwaltungsgerich-
tes zuzurechnen sind, sondern der Entscheidung 
in der Sache dienende akzessorische Akte dar-
stellen (s. dazu auch VfSlg. Nr. 12381/1990). 
Zu lit. a siehe § 40 VwGVG; zu lit. b ist auf 
§ 22 leg. cit. zu verweisen. Die Erlassung einer 
einstweiligen Verfügung nach lit. c kommt nur 
in Betracht, soweit dies materiengesetzlich vor-
gesehen ist (s. etwa § 20 des Vergabenachprü-
fungsgesetzes). Zu lit. d siehe § 26 VwGVG 
sowie § 17 leg. cit. i.V.m. den §§ 53a und 53b 
AVG, zu lit. e § 33 Abs. 4 VwGVG. Zu lit. f ist 
auf die §§ 30a und 30b VwGG zu verweisen, 
wo diejenigen Verfahrensschritte im Revisions-
verfahren näher geregelt werden, die von den 
Verwaltungsgerichten vorzunehmen sind (die 
in diesen Bestimmungen ebenfalls näher gere-
gelten Fristsetzungsanträge bzw. Vorlageanträ-
ge betreffend Fristsetzungsanträge sind nicht 
von der lit. f erfasst). Die im zweiten Halbsatz 
vorgesehene Ausnahmeregelung erfasst die in 
den §§ 30a und 30b VwGG geregelten Verfah-
rensschritte im Revisionsverfahren, die der er-
kennenden Tätigkeit des Landesverwaltungs-
gerichtes zuzurechnen sind.  
 
Eine Senatszuständigkeit kann nach Art. 135 
Abs. 1 erster Satz B-VG im Verfahrensgesetz 
oder in Materiengesetzen vorgesehen werden. 
(Das Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz wird 
keine Senatszuständigkeit vorsehen.) 
 
Zu § 14: 
Die vorgesehenen Bestimmungen regeln die 
Grundsätze der Beratung und Abstimmung im 
Senat. Näheres kann in der Geschäftsordnung 
vorgesehen werden (s. § 15).  
 
Zu § 14 Abs. 1 und 5: 
Die vorgesehenen Bestimmungen gelten nicht 
nur für die Mitglieder des Landesverwaltungs-
gerichtes, sondern auch für allfällige Laienrichter 
bzw. -richterinnen (dies kommt dadurch zum 
Ausdruck, dass nicht das Wort „Mitglied[er]“, 
sondern das Wort „Richter“ bzw. „Richte-
rin[nen]“ verwendet wird). Das in Abs. 1 letzter 
Satz vorgesehene Dirimierungsrecht kann aller-
dings nur einem Mitglied des Landesverwal-
tungsgerichtes zukommen, da der Vorsitz einem 
Mitglied des Landesverwaltungsgerichtes zu 
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obliegen hat (s. § 9 Abs. 3 letzter Satz).  
 
Zu § 14 Abs. 2: 
Zur Möglichkeit, dass dem oder der Vorsitzen-
den gleichzeitig die Berichterstattung zukommt, 
siehe § 9 Abs. 2 zweiter Satz. Die Geschäfts-
verteilung hat diesfalls eine entsprechende Re-
gelung zu enthalten.  
 
Zu § 14 Abs. 3 und 4: 
Es ist so lange abzustimmen, bis sich zu jedem 
Fragepunkt eine Mehrheit findet. Die Ge-
schäftsordnung kann nähere Regelungen zur 
Abstimmung enthalten. 
 
Zu § 15: 
Zu §15 Abs. 1: 
Zur Aufgabe der Vollversammlung, eine Ge-
schäftsordnung zu erlassen, siehe Art. 136 
Abs. 5 B-VG sowie § 7 Abs. 2 lit. b. Die Ge-
schäftsordnung ist keine Verordnung, sondern 
ein richterlicher Akt (s. Art. 134 Abs. 7 B-VG 
i.V.m. Art. 87 Abs. 2 B-VG). Der „Grundsatz 
eines fairen Verfahrens“ ist i.S. vom Art. 6 
Abs. 1 EMRK zu verstehen.  
 
Zu § 15 Abs. 2 und 3: 
In den vorgesehenen Bestimmungen sind typi-
sche Inhalte einer Geschäftsordnung angeführt 
(s. die derzeit geltende Geschäftsordnung des 
Unabhängigen Verwaltungssenates). Es kann 
vorgesehen werden, dass zur Schriftführung 
entweder Mitglieder des Landesverwaltungsge-
richtes (etwa bei der Vollversammlung) oder 
sonstige Bedienstete herangezogen werden. Im 
Sinne der Bürgernähe kann weiters festgelegt 
werden, dass bestimmte Verfahren des Landes-
verwaltungsgerichtes auch außerhalb seines 
Sitzes durchgeführt werden können. 
 
Zu § 15 Abs. 4: 
Entsprechend den Erläuterungen zur Verwal-
tungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 (vgl. BlgNR 
1618, XXIV. GP zu Art. 136 Abs. 5 B-VG) be-
schränkt sich der mögliche Inhalt der Geschäfts-
ordnung auf die Führung der Geschäfte; dienst-
rechtliche Inhalte, wie etwa die Festlegung von 
Kernzeiten oder die Zulässigkeit von Telewor-
king, können nicht Gegenstand der Geschäfts-
ordnung sein.  
 
Zu § 15 Abs. 5: 
Wie bislang die Geschäftsordnung des UVS 
soll auch die Geschäftsordnung des Landesver-
waltungsgerichtes im Amtsblatt für das Land 
Vorarlberg kundgemacht werden.  

Zu § 16: 
Wie der UVS soll auch das Landesverwaltungs-
gericht einen Bericht über seine Tätigkeit und 
die dabei gesammelten Erfahrungen verfassen. 
Im Sinne der Transparenz soll die Pflicht zur 
Veröffentlichung des Tätigkeitsberichtes ge-
setzlich normiert werden. Die Veröffentlichung 
wird zweckmäßiger Weise auf der Website des 
Landesverwaltungsgerichtes erfolgen. 
 
Zu § 17: 
Die vorgeschlagenen dienstrechtlichen Be-
stimmungen orientieren sich an dem – bereits 
dem UVS-Gesetz zugrundeliegenden – Prinzip, 
dass auf die Mitglieder des Landesverwal-
tungsgerichtes grundsätzlich die für Landes-
beamte geltenden dienstrechtlichen Vorschrif-
ten Anwendung finden sollen (für einen Teil 
der Mitglieder mit Ausnahme der Bestimmun-
gen über Ruhebezug und Versorgungsgenuss). 
Davon ausgehend beschränken sich die Rege-
lungen weitgehend auf dienstrechtliche Son-
derbestimmungen zur Wahrung der richterli-
chen Unabhängigkeit. 
 
Zu § 17 Abs. 1: 
Auf Personen, die bereits vor dem Zeitpunkt 
der Bestellung Landesbeamte i.S. des Landes-
bedienstetengesetzes 1988 waren, sollen grund-
sätzlich die für Landesbeamte und -beamtinnen 
geltenden Bestimmungen des Landesbediens-
tetengesetzes 1988 (inklusive der Regelung 
über Ruhebezug und Versorgungsgenuss) fin-
den. Dasselbe gilt für bisherige Mitglieder des 
UVS, die zu Mitgliedern des Landesverwal-
tungsgerichtes bestellt werden und auf die 
schon bisher grundsätzlich die für Landes-
beamte und -beamtinnen geltenden Bestim-
mungen des Landesbedienstetengesetzes 1988 
(inklusive der Regelung über Ruhebezüge und 
Versorgungsgenüsse) Anwendung gefunden 
haben (s. § 17 Abs. 1 i.V.m. § 18).  
 
Zu § 17 Abs. 2: 
Auf die anderen Mitglieder des Landesverwal-
tungsgerichtes (also Personen, die nicht unter 
Abs. 1 fallen) sollen die für Landesbeamte und 
-beamtinnen geltenden dienstrechtlichen Be-
stimmungen des Landesbedienstetengesetzes 
2000 Anwendung finden (§ 17 Abs. 2 i.V.m. 
§ 19 bzw. schon bisher § 15 Abs. 2 i.V.m. § 17 
des UVS-Gesetzes). Unter diese Personen-
gruppe fallen bisherige UVS-Mitglieder, die zu 
Mitgliedern des Landesverwaltungsgerichtes 
bestellt werden und auf die schon bisher grund-
sätzlich die für Landesbeamte und -beamtinnen 
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geltenden Bestimmungen des Landesbedienste-
tengesetzes 2000 (allerdings ohne die Bestim-
mungen über Ruhebezug und Versorgungsge-
nuss) Anwendung gefunden haben oder sonstige 
Personen, die neu zu Mitgliedern des Landes-
verwaltungsgerichtes bestellt werden. Auch sie 
sollen in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis zum Land stehen. Diesen Mitgliedern 
erwächst aus ihrem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis jedoch kein Anspruch auf Ruhebezug 
und Versorgungsgenuss nach Landesrecht (s. 
§ 19 Abs. 8 und 9); vielmehr endet ihr Dienst-
verhältnis mit dem Pensionsantritt (s. § 5 Abs. 2 
lit a und c). (In diesem Zusammenhang wird auf 
Art. 134 Abs. 7 B-VG hingewiesen, nach dem 
die Altersgrenze, mit deren Erreichen die Mit-
glieder der Verwaltungsgerichte der Länder in 
den dauernden Ruhestand treten oder ihr Dienst-
verhältnis endet, durch Landesgesetz bestimmt 
wird.) Die genannten Mitglieder sind pensions-
rechtlich wie Landesangestellte zu behandeln. 
Wenn sie nach Beendigung ihrer Mitgliedschaft 
zum Landesverwaltungsgericht das Dienstver-
hältnis zum Land fortsetzen, wird dieses Dienst-
verhältnis in ein privatrechtliches Dienstver-
hältnis übergeleitet (s. § 20 Abs. 2). 
 
Zu § 17 Abs. 3: 
Bei der Vollziehung der dienstrechtlichen 
Bestimmungen (etwa bei § 46 des Landesbe-
dienstetengesetzes 1988 oder § 50 des Landes-
bedienstetengesetzes 2000 [Dienstfreistellung 
bestimmter Organe]) ist die besondere Stellung 
der Mitglieder des Landesverwaltungsgerichtes 
zu berücksichtigen. Siehe die Ausführungen zu 
§ 18 Abs. 5 bzw. § 19 Abs. 4. 
 
Zu § 18: 
Zu § 18 Abs. 1: 
Aufgrund der vorgesehenen Regelung sollen 
nur die für Landesbeamte und -beamtinnen gel-
tenden Bestimmungen anwendbar sein. Aus-
schließlich für Landesangestellte geltende Be-
stimmungen des Landesbedienstetengesetzes 
1988 müssen daher im Abs. 8 nicht mehr eigens 
von der Anwendbarkeit in diesem Gesetz aus-
genommen werden. 
 
Zu § 18 Abs. 2: 
In den angeführten Fällen ist der Präsident des 
Landesverwaltungsgerichtes anstelle der Lan-
desregierung Dienstbehörde. Die Regelung 
dient der Wahrung der Unabhängigkeit der 
Mitglieder des Landesverwaltungsgerichtes und 
reicht weiter als die bislang für die Mitglieder 

des UVS geltende Regelung. Die Bestimmun-
gen auf die verwiesen wird, betreffen die Ent-
bindung von der Amtsverschwiegenheit, den 
Vollzug der Bestimmungen über die Arbeits-
zeit, die Nebenbeschäftigung und die Nebentä-
tigkeit samt den damit einhergehenden Unver-
einbarkeitsbestimmungen, die Herabsetzung 
der Arbeitszeit, die Gewährung von Sonderur-
laub, Pflegeurlaub, Dienstfreistellungen, Ka-
renzen und Erholungsurlaub sowie die Verhän-
gung von Ausstellungen, Rügen und Ordnungs-
strafen.  
 
Zu § 18 Abs. 3: 
Diese Bestimmung garantiert grundsätzlich 
eine sogenannte Bestlaufbahn. Allerdings gibt 
es für die Mitglieder des Landesverwaltungs-
gerichtes auch eine Dienstbeurteilung (s. § 5 
Abs. 7). Solange diese auf „nicht entsprechend“ 
lautet, gibt es keine Beförderungen. 
 
Zu § 18 Abs. 4: 
Diese Bestimmung dient der Wahrung der Un-
abhängigkeit der Mitglieder des Landesverwal-
tungsgerichtes, wie sie in § 5 Abs. 1 vorgese-
hen ist.  
 
Zu § 18 Abs. 5: 
Ein im § 4 Abs. 1 aufgezähltes Organ kann 
nicht zugleich und z.T. auch über das Ende der 
Funktionsdauer hinaus Mitglied des Landes-
verwaltungsgerichtes sein. Für ein solches Or-
gan kommt daher eine Dienstfreistellung nicht 
in Frage, ausgenommen der Fall der Bewer-
bung nach § 46 Abs. 10 des Landesbedienste-
tengesetzes 1988. Auch die anderen in § 46 
Abs. 1 und 2 des Landesbedienstetengesetzes 
1988 aufgezählten Funktionen werden mit dem 
Amt als Mitglied des Landesverwaltungsge-
richtes großteils unvereinbar sein (s. die Aus-
führungen zu § 4 Abs. 2). Eine Dienstfreistel-
lung wird daher nur in wenigen Fällen in Frage 
kommen. 
 
Zu § 18 Abs. 6: 
Im Fall einer rechtskräftigen Dienstbeurteilung, 
die auf „nicht entsprechend“ lautet, soll es kei-
ne Bestlaufbahn geben (s. die Ausführungen zu 
Abs. 3). 
 
Zu § 18 Abs. 7: 
Die angeführten Bestimmungen sind nur einge-
schränkt anwendbar, nämlich nur, soweit auf 
sie im § 5 (Abs. 2 lit. b, Abs. 3 lit. b, Abs. 5 und 
Abs. 7) verwiesen wird. 
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Zu § 18 Abs. 8: 
Die Anwendung der ausgenommenen Bestim-
mungen stünde zum Teil im Widerspruch zur 
Unabhängigkeit, Unversetzbarkeit und Unab-
setzbarkeit der Mitglieder des Landesverwal-
tungsgerichtes (z.B. die §§ 20, 25, 27 und 28 
des Landesbedienstetengesetzes 1988), zum 
Teil sind sie im Hinblick auf die sonstigen Re-
gelungen des Gesetzes über das Landesver-
waltungsgericht hinfällig (z.B. die §§ 8, 10 und 
18 des Landesbedienstetengesetzes 1988). 
 
Zu § 19: 
Zu § 19 Abs. 1: 
Aufgrund der vorgesehenen Regelung sollen 
nur die für Landesbeamte und -beamtinnen 
geltenden Bestimmungen anwendbar sein und 
eine Sonderregelung gelten (s. diesbezüglich 
Abs. 9). Ausschließlich für Landesangestellte 
geltende Bestimmungen des Landesbedienste-
tengesetzes 2000 müssen daher im Abs. 8 nicht 
mehr eigens von der Anwendbarkeit in diesem 
Gesetz ausgenommen werden. 
 
Zu § 19 Abs. 2: 
In den angeführten Fällen ist der Präsident oder 
die Präsidentin des Landesverwaltungsgerichtes 
anstelle der Landesregierung Dienstbehörde. 
Die Regelung dient der Wahrung der Unabhän-
gigkeit der Mitglieder des Landesverwaltungs-
gerichtes und reicht weiter als die bislang für 
die Mitglieder des UVS geltende Regelung. Die 
Bestimmungen auf die verwiesen wird, betref-
fen die Entbindung von der Amtsverschwie-
genheit, den Vollzug der Bestimmungen über 
die Arbeitszeit, die Nebenbeschäftigung und 
die Nebentätigkeit samt den damit einherge-
henden Unvereinbarkeitsbestimmungen, die 
Herabsetzung der Arbeitszeit, die Gewährung 
von Sonderurlaub, Pflegeurlaub, Dienstfrei-
stellungen, Karenzen und Erholungsurlaub so-
wie die Verhängung von Ausstellungen, Rügen 
und Ordnungsstrafen. (Wie bereits ausgeführt, 
kommt im Fall des § 5 Abs. 3 lit. e die Verhän-
gung einer Ordnungsstrafe nicht in Betracht.) 
 
Zu § 19 Abs. 3: 
Diese Bestimmung dient der Wahrung der Un-
abhängigkeit der Mitglieder des Landesver-
waltungsgerichtes, wie sie in § 5 Abs. 1 vorge-
sehen ist. 
 
Zu § 19 Abs. 4: 
Ein im § 4 Abs. 1 aufgezähltes Organ kann 
nicht zugleich und u.U. auch über das Ende der 
Funktionsdauer hinaus Mitglied des Landes-

verwaltungsgerichtes sein. Für ein solches Or-
gan kommt daher eine Dienstfreistellung nicht 
in Frage, ausgenommen der Fall der Bewer-
bung nach § 50 Abs. 10 des Landesbedienste-
tengesetzes 2000. Auch die anderen in § 50 
Abs. 1 und 2 des Landesbedienstetengesetzes 
2000 aufgezählten Funktionen werden mit dem 
Amt als Mitglied des Landesverwaltungsge-
richtes großteils unvereinbar sein (s. die Aus-
führungen zu § 4 Abs. 2). Eine Dienstfreistel-
lung wird daher nur in wenigen Fällen in Frage 
kommen. 
 
Zu § 19 Abs. 5: 
Im Sinne der Unabhängigkeit der Mitglieder 
des Landesverwaltungsgerichtes soll die Ein-
reihung der Stellen – wie bisher die Einreihung 
der Stellen der UVS-Mitglieder – gesetzlich 
vorgegeben und der Landesregierung kein dies-
bezüglicher Spielraum eingeräumt werden. 
 
Was die Einstufung des Mitgliedes in eine Ge-
haltsklasse betrifft, gelten grundsätzlich die 
diesbezüglichen Bestimmungen des Landesbe-
dienstetengesetzes 2000 (vgl. die §§ 63 Abs. 2, 
65 und § 66). Eine Einstufung in den Anlauf-
pool nach § 65 leg.cit. scheidet jedoch praktisch 
aus, da die Mitglieder des Landesverwaltungs-
gerichtes – schon aufgrund des Bestellungser-
fordernisses nach § 3 Abs. 3 lit. c – eine Be-
rufserfahrung mitbringen, die die Anwendbar-
keit der Regelung über den Anlaufpool aus-
schließt. Eine Einstufung in eine Anlaufklasse 
nach § 66 leg.cit. kommt jedoch in Betracht. 
Der § 66 Abs. 2 leg.cit., der u.a. eine sofortige 
Einstufung in die Gehaltsklasse, in die die 
Stelle eingereiht ist, ermöglicht, gilt uneinge-
schränkt. Der § 66 Abs. 3 leg.cit. ist aufgrund 
der vorliegenden Bestimmung so anzuwenden, 
dass ein Mitglied des Landesverwaltungsge-
richtes (ausgenommen im Fall bestimmter Hin-
derungsgründe) jedenfalls nach zwei Jahren in 
der Anlaufklasse – und nicht innerhalb einer 
Zeitspanne von zwei bis vier Jahren – in jene 
Gehaltsklasse einzustufen ist, in die seine Stelle 
eingereiht ist. 
 
Zu § 19 Abs. 6: 
Ausgehend von der Einstufung nach Abs. 5 be-
stimmt sich der Erfahrungsanstieg (Vorrü-
ckung) nach § 67 des Landesbedienstetengeset-
zes 2000 grundsätzlich im Zwei-Jahres-Rhyth-
mus. Beim Hemmungsgrund nach § 67 Abs. 2 
leg. cit. ist auf die (rechtskräftige) negative 
Dienstbeurteilung nach diesem Gesetz abzu-
stellen. 
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Zu § 19 Abs. 7: 
Dem Vizepräsidenten bzw. allenfalls einem 
sonstigen Vertreter des Präsidenten (s. § 6) ge-
bührt eine Stellvertreterzulage nach Maßgabe 
des § 72 des Landesbedienstetengesetzes 2000. 
 
Zu § 19 Abs. 8: 
Die Anwendung der ausgenommenen Bestim-
mungen stünde zum Teil im Widerspruch zur 
Unabhängigkeit, Unversetzbarkeit und Unab-
setzbarkeit der Mitglieder des Landesverwal-
tungsgerichts (z.B. § 34 des Landesbedienste-
tengesetzes 2000), zum Teil sind sie im Hin-
blick auf die sonstigen Regelungen dieses Ge-
setzes hinfällig (z.B. die §§ 8 und 9 des Lan-
desbedienstetengesetzes 2000), zum Teil regeln 
sie den ausgenommenen Anspruch auf Ruhebe-
zug und Versorgungsgenuss oder stehen mit 
diesem im Zusammenhang (weite Teile des 
§ 97 des Landesbedienstetengesetzes 2000). 
 
Die ausgenommenen Bestimmungen der § 97 
verweisen u.a. auf die §§ 23 und 24 des Lan-
desbedienstetengesetzes 1988. Soweit auf diese 
Bestimmungen im § 5 (Abs. 2 lit. b und Abs. 3 
lit. b) dieses Gesetzes verwiesen wird, wird ihre 
Anwendbarkeit durch die vorliegende Bestim-
mung nicht berührt. 
 
Zu § 19 Abs. 9: 
Ein Mitglied nach § 17 Abs. 2 hat keinen An-
spruch auf Ruhebezug und Versorgungsgenuss 
(s. die Ausführungen zu § 17 Abs. 2). Stattdes-
sen gebührt ihm eine Abfertigung bei Beendi-
gung des Dienstverhältnisses zum Land nach 
§ 5 Abs. 2 lit. c, sofern die Voraussetzungen 
der sinngemäß anzuwendenden Vorschriften 
des Landesbedienstetengesetzes 2000 zur Ab-
fertigung der Landesangestellten (§§ 95 und 
114 und 115 leg. cit.) erfüllt werden. Ein „be-
rechtigter Austritt“ nach dem sinngemäß anzu-
wendenden § 114 Abs. 2 leg.cit. liegt dann vor, 
wenn ein Austritt nach dem – an sich nur für 
Landesangestellte geltenden – § 89 des Lan-
desbedienstetengesetzes 2000 vorliegt (nach 
Abs. 2 dieser Bestimmung daher auch im Falle 
des Erreichens des Anfallsalters für die Inan-
spruchnahme einer Pension aus der gesetzli-
chen Pensionsversicherung). 
 
Weiters soll einem Mitglied nach § 17 Abs. 2 
eine Abfertigung bzw. ein Anspruch auf deren 
Auszahlung gebühren, wenn sein Amt nach § 5 
Abs. 2 lit. a mit Vollendung des 68. Lebensjah-
res endet. Dies soll gesondert angeordnet wer-
den, da ein solcher Auflösungsgrund für das 

Dienstverhältnis von Landesangestellten nicht 
besteht. 
 
In den Fällen der Amtsenthebung aufgrund von 
zwei aufeinanderfolgenden negativen rechts-
kräftigen Dienstbeurteilungen und aufgrund 
von gravierenden, den Interessen des Amtes 
abträglichen Verfehlungen soll dagegen keine 
Abfertigung bzw. kein Anspruch auf deren 
Auszahlung gebühren, da diese Fälle einer ver-
schuldeten Entlassung nach § 95 lit. g des Lan-
desbedienstetengesetzes 2000 gleich- bzw. na-
hekommen bzw. die Voraussetzungen des sinn-
gemäß anzuwendenden § 114 Abs. 2 leg. cit. 
nicht erfüllt sind. 
 
Die in § 95 des Landesbedienstetengesetzes 
2000 geregelte „Abfertigung neu“ gilt für die 
Mitglieder des Landesverwaltungsgerichts nach 
§ 17 Abs. 2, deren Dienstverhältnis zum Land 
nach dem 1. Juli 2003 beginnt bzw. begonnen 
hat. Für diese Mitglieder sind vom Land lau-
fend Beiträge an die Betriebliche Vorsorge-
kasse zu entrichten. Der Anspruch auf Abferti-
gung, nicht aber auf Auszahlung, bleibt unab-
hängig von der Art der Beendigung des Dienst-
verhältnisses aufrecht.  
 
Endet das Amt und das Dienstverhältnis eines 
Mitgliedes nach § 17 Abs. 2 durch Tod (§ 5 
Abs. 2 lit. e), so gebührt ein Todesfallbeitrag, 
sofern die Voraussetzungen der sinngemäß an-
zuwendenden Vorschriften des Landesbe-
dienstetengesetzes 2000 zum Todesfallbeitrag 
(§ 115 des Landesbedienstetengesetzes 2000) 
erfüllt werden. 
 
Endet mit dem Amt als Mitglied nach § 17 
Abs. 2 nicht auch zugleich sein Dienstverhält-
nis zum Land (sondern wird dieses Dienstver-
hältnis bei einer anderen Dienststelle des Lan-
des fortgesetzt), dann gebührt keine Abferti-
gung nach der vorliegenden Bestimmung. In 
diesem Fall wird das Dienstverhältnis nach § 20 
Abs. 2 in ein privatrechtliches Dienstverhältnis 
übergeleitet, aus dem sich – in originärer An-
wendung der entsprechenden Bestimmung des 
Landesbedienstetengesetzes 2000 (§§ 95 und 
114 des Landesbedienstetengesetzes 2000) – 
ein Abfertigungsanspruch ergeben kann. 
 
Zu § 20: 
Zu § 20 Abs. 1: 
Wenn das Amt eines Mitgliedes nach § 17 Abs. 1 
durch Amtsenthebung nach § 5 Abs. 3 lit. a 
(Verlust der Staatsbürgerschaft), lit. b (Amts-



6. Beilage im Jahre 2013 des XXIX. Vorarlberger Landtages 

 
30 

unfähigkeit) oder lit. c (Unvereinbarkeit) endet, 
bleibt das Dienstverhältnis des Landesbeamten 
zum Land aufrecht und ist bei einer anderen 
Dienststelle des Landes fortzusetzen. Die für 
Landesbeamte geltenden Bestimmungen des 
Landesbedienstetengesetzes 1988 kommen un-
eingeschränkt (d.h. ohne die Einschränkungen 
des § 18) zur Anwendung. Sie gelangen auch 
hinsichtlich jener Sachverhalte zur Anwendung, 
die sich während der Mitgliedschaft ereignet 
und zur Amtsenthebung nach § 5 Abs. 3 lit. b 
(Amtsunfähigkeit) und c (Unvereinbarkeit) ge-
führt haben. Die diesen Amtsenthebungsgrün-
den zugrunde liegenden Sachverhalte können 
daher auch Folgen im fortgesetzten Dienstver-
hältnis haben. 
 
Zu § 20 Abs. 2: 
Wenn die Mitgliedschaft eines Mitgliedes nach 
§ 17 Abs. 2 durch Amtsenthebung nach § 5 
Abs. 3 lit. a (Verlust der Staatbürgerschaft), 
lit. b (Amtsunfähigkeit) oder lit. c (Unverein-
barkeit) endet, bleibt das Dienstverhältnis zum 
Land aufrecht und ist bei einer anderen Dienst-
stelle des Landes fortzusetzen, wird aber ex 
lege von einem öffentlich-rechtlichen in ein 
privatrechtliches Dienstverhältnis übergeleitet. 
Auf dieses – fortgesetzte – Dienstverhältnis 
finden die für Landesangestellte geltenden 
Bestimmungen des Landesbedienstetengesetzes 
2000 Anwendung, auch z.B. die Bestimmung 
des § 69 leg.cit. über eine allfällige Rückstu-
fung. Die Bestimmung, dass die beim Landes-
verwaltungsgericht und allenfalls zuvor beim 
UVS zurückgelegte Dienstzeit hinsichtlich der 
dienstzeitabhängigen Ansprüche so zu behan-
deln ist, als wäre sie im privatrechtlichen 
Dienstverhältnis zum Land zurückgelegt wor-
den (lit. a), hat z.B. für den Anspruch auf Ab-
fertigung nach § 114 des Landesbediensteten-
gesetzes 2000 oder auch für den Kündigungs-
schutz Bedeutung. (Die Abfertigung nach § 95 
des Landesbedienstetengesetzes 2000 ist dage-
gen von der Höhe der eingezahlten Beiträge 
und nicht von der Dienstzeit abhängig.) Aus 
lit. b folgt, dass im fortgesetzten Dienstverhält-
nis die für Landesangestellte geltenden Be-
stimmungen des Landesbedienstetengesetzes 
2000 auch hinsichtlich jener Sachverhalte zur 
Anwendung gelangen, die sich während der 
Mitgliedschaft ereignet und zur Amtsenthebung 
nach § 5 Abs. 3 lit. b (Amtsunfähigkeit) und 
lit. c (Unvereinbarkeit) geführt haben. Die die-
sen Amtsenthebungsgründen zugrunde liegen-
den Sachverhalte können daher auch Folgen im 
fortgesetzten Dienstverhältnis haben. 

Zu § 20 Abs. 3: 
Die Bestimmung regelt, wie Dienstbeurteilun-
gen, die nach dem vorliegenden Gesetz ergan-
gen sind, im fortgesetzten Dienstverhältnis in 
das System des Landesbedienstetengesetzes 
1988 bzw. des Landesbedienstetengesetzes 
2000 eingeordnet werden sollen. 
 
Zu § 21: 
Nach Art. 151 Abs. 51 Z. 1 B-VG können die 
für die Aufnahme der Tätigkeit des Landesver-
waltungsgerichtes erforderlichen organisatori-
schen und personellen Maßnahmen bereits vor 
dem 1. Jänner 2014 getroffen werden. 
 
Zu § 21 Abs. 1: 
Nach der geplanten Bestimmung soll das vor-
liegende Gesetz grundsätzlich am 1. Jänner 
2014 in Kraft treten und das Gesetz über den 
Unabhängigen Verwaltungssenat ablösen. Al-
lerdings sind bereits vor diesem Zeitpunkt or-
ganisatorische und personelle Maßnahmen 
notwendig, um die Aufnahme der Tätigkeit des 
Landesverwaltungsgerichtes mit 1. Jänner 2014 
zu ermöglichen. Dementsprechend sollen die 
Abs. 2 bis 6, die die Grundlage für diese orga-
nisatorischen und personellen Maßnahmen 
bieten, bereits am Tag nach der Kundmachung 
dieses Gesetzes in Kraft treten.  
 
Zu § 21 Abs. 2: 
Das grundsätzliche Recht aller Mitglieder des 
Unabhängigen Verwaltungssenates (inkl. Präsi-
denten oder Präsidentin und Vizepräsidenten 
oder Vizepräsidentin) auf Bestellung zum Mit-
glied des Landesverwaltungsgerichtes ergibt 
sich aus Art. 151 Abs. 51 Z. 5 i.V.m. Z. 2 bis 4 
B-VG. Dagegen liegt es im Ermessen des Lan-
desgesetzgebers, Präsident oder Präsidentin 
bzw. Vizepräsident oder Vizepräsidentin in 
ihrer jeweiligen Funktion überzuleiten. Es wird 
vorgeschlagen, von diesem Ermessen Gebrauch 
zu machen. Die relativ großzügig bemessene 
Bewerbungsfrist bis 15. August 2013 wurde 
deswegen gewählt, weil mit 1. August ein neuer 
Vizepräsident oder eine neue Vizepräsidentin 
und allenfalls ein neues Mitglied des Unabhän-
gigen Verwaltungssenates bestellt werden. Auch 
diese Personen sollen einen Rechtsanspruch 
darauf haben, (in ihrer Funktion) zu Mitgliedern 
des Landesverwaltungsgerichtes bestellt zu 
werden. Für die Beurteilung der persönlichen 
und fachlichen Eignung sind der Landesregie-
rung vom Unabhängigen Verwaltungssenat die 
erforderlichen Akten (insb. die Personalakten) 
vorzulegen. Die Stellen des Landesverwaltungs-
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gerichtes, die mit bisherigen Mitgliedern des Un-
abhängigen Verwaltungssenates besetzt werden, 
müssen – aufgrund des bestehenden Rechts-
anspruches – nicht ausgeschrieben werden.  
 
Zu § 21 Abs. 3:  
Es wird davon ausgegangen, dass sich zahlrei-
che UVS-Mitglieder schon vor dem 15. August 
2013 bewerben werden. Daher erscheint die 
Festlegung, dass über die Bewerbungen bis zum 
30. September entschieden werden muss, nicht 
zu ambitioniert. Maßgeblich ist, dass die Be-
scheide vor dem 1. Oktober 2013 zugestellt 
werden. 
 
Zu § 21 Abs. 4: 
Das Landesverwaltungsgericht wird – neben 
den UVS-Mitgliedern, die zu Mitgliedern des 
Landesverwaltungsgerichtes bestellt worden 
sind – weitere Mitglieder benötigen. Um einen 
geordneten Betrieb des Landesverwaltungsge-
richtes zu ermöglichen, müssen diese Mitglie-
der vor dem 1. Jänner 2014 bestellt werden. Im 
Hinblick auf diese Mitglieder besteht entspre-
chend Art. 151 Abs. 51 Z. 5 i.V.m. Z. 1 B-VG 
kein Vorschlagsrecht der Vollversammlung. 
 
Zu § 21 Abs. 5: 
Im Fall der Nichtbestellung oder Nichtbewer-
bung wird das Dienstverhältnis zum Land mit

 1. Jänner 2014 fortgesetzt. Freilich kann das 
Amt bereits vor dem 31. Dezember 2013, etwa 
aufgrund des Antrittes des Ruhestandes, enden. 
In diesem Fall findet keine Fortsetzung des 
Dienstverhältnisses statt. 
 
Zu § 21 Abs. 6: 
Die Vollversammlung besteht aus den UVS-
Mitgliedern, die zu Mitgliedern des Landes-
verwaltungsgerichtes bestellt worden sind, und 
den zusätzlich nach Abs. 4 bestellten Mitglie-
dern. Für einen geordneten Betrieb des Landes-
verwaltungsgerichtes müssen die Geschäfts-
verteilung für das Jahr 2014 und die Geschäfts-
ordnung mit 1. Jänner 2014 in Kraft treten. 
 
Zu § 21 Abs. 7: 
Mit der vorgesehenen Bestimmung soll ange-
ordnet werden, dass eine Amtsenthebung nach 
§ 5 Abs. 3 oder eine Dienstbeurteilung nach § 5 
Abs. 7 auch aufgrund von Sachverhalten mög-
lich sein soll, die vor dem 1. Jänner 2014 durch 
die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungs-
senates verwirklicht wurden, die zu Mitgliedern 
des Landesverwaltungsgerichtes bestellt wor-
den sind. Ebenso sollen rechtskräftige Dienst-
beurteilungen dieser Mitglieder zu berücksich-
tigen sein. Das gilt insbesondere auch im Hin-
blick auf die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 
lit. d und des § 5 Abs. 4. 

 
 
 
 



Mit nachstehendem (einstimmig angenommenen) Abänderungsantrag von 
ÖVP, FPÖ und Grünen einstimmig angenommen in der  
2. Sitzung des XXIX. Vorarlberger Landtags im Jahr 2013 am 06.03.2013:  
 
„Die Regierungsvorlage wird wie folgt geändert:  
 
1.  Dem § 8 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:  
 „Soweit sich dies aus dem Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz oder 

anderen Gesetzen ergibt, können auch andere geeignete Personen als 
Sachverständige herangezogen werden.“  

 
2.  Im § 20 Abs. 2 wird folgende lit. c angefügt:  
 „c) Die Bestimmungen über die Rückstufung (§ 69 des 

Landesbedienstetengesetzes 2000) kommen nicht zur Anwendung, wenn 
die Enthebung vom Amt nach § 5 Abs. 3 lit. b erfolgt ist.“ 

 
Begründung: 
 
Zu 1.: Nach § 17 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes des Bundes i.V.m. 
§ 52 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG) können vom 
Landesverwaltungsgericht nicht nur Amtssachverständige, sondern in 
bestimmten Fällen auch andere geeignete Personen als Sachverständige 
(nichtamtliche Sachverständige) herangezogen werden (dies können 
insbesondere allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige 
sein). Sofern es zur Regelung des Gegenstands erforderlich ist (vgl. Art. 136 
Abs. 2 B-VG), kann zudem auch in einzelnen Materiengesetzen – abweichend 
vom AVG – vorgesehen werden, dass nichtamtliche Sachverständige 
heranzuziehen sind und uU auch, dass die daraus entstehenden Kosten nicht 
vom Antragsteller oder der Antragstellerin zu tragen sind.  
 
Zu 2.: Die vorgeschlagene Bestimmung dient dazu, den Mitgliedern des 
Landesverwaltungsgerichtes im Fall der Amtsenthebung aufgrund vom 
Amtsunfähigkeit eine besondere Sicherheit zu bieten; sie dürfen auch im 
fortgesetzten Dienstverhältnis nicht in eine niedrigere Gehaltsklasse eingestuft 
werden als sie es als Mitglied des Landesverwaltungsgerichtes waren. 
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